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Aufarbeitungsforschung hat Konjunktur in Deutschland. Vor allem Orga-
nisationen der öffentlichen Verwaltung lassen in jüngster Zeit ihre Geschichte 
in der NS-Zeit und die Folgen wissenschaftlich untersuchen. Oft stehen dabei 
die NS-Belastung des Personals und einzelne Politikfelder im Zentrum, we-
niger die wissenschaftliche Analyse des Verwaltungshandelns an sich. Sören 
Eden, Henry Marx und Ulrike Schulz, die im Rahmen der Unabhängigen His-
torikerkommission zur Aufarbeitung der Geschichte des Reichsarbeitsmi-
nisteriums im Nationalsozialismus tätig und damit einschlägig ausgewiesen 
sind, entwickeln hier einen organisationssoziologisch inspirierten Ansatz, der 
über die Grenzen konventioneller Verwaltungsgeschichte hinausweist.  nnnn

Sören Eden, Henry Marx und Ulrike Schulz

Ganz normale Verwaltungen?
Methodische Überlegungen zum Verhältnis von Individuum und Organisation am 
Beispiel des Reichsarbeitsministeriums 1919 bis 1945

I. Einleitung

Forschungen zur Geschichte von Organisationen und Behörden der öffentlichen 
Verwaltung, aber auch von Berufsgenossenschaften, Verbänden und Standesver-
tretungen erleben seit Mitte der 2000er Jahre einen regelrechten Boom. Der Um-
fang der investierten Forschungsgelder, die große Zahl von Projekten und in die-
sem Bereich arbeitenden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler belegen dies 
eindrucksvoll. Von der Deutschen Rentenversicherung über die Gesellschaft 
Deutscher Neurologen und Psychiater bis zur deutschen Zahnmedizin – anschei-
nend möchte niemand mehr zurückstehen, wenn es darum geht, die Geschichte 
der eigenen Vorgängerorganisation, vor allem für die Zeit des Nationalsozialis-
mus, seriös, also zumeist von Berufshistorikerinnen  und  -historikern erforschen 
zu lassen. Als Ausgangspunkt und Motor dieser Entwicklung ragen die Auf-
tragsprojekte der Bundesministerien heraus. Seit der Studie zum Auswärtigen 
Amt im Jahre 2010 haben nunmehr 20 Bundesbehörden den Auftrag vergeben, 
ihre Vergangenheit „aufarbeiten“ zu lassen – und ein Ende ist noch lange nicht 
abzusehen.1 Die begriffliche Rahmung der „Aufarbeitung“ signalisiert, wie diese 
Forschungsaufträge verstanden werden sollen. Impetus und gesellschaftspoli-
tische Funktion der Projekte bestehen darin, die Rolle, Kontinuitäten und Brü-

1	 Vgl. Christian Mentel/Niels Weise, Die zentralen deutschen Behörden und der Nationalso-
zialismus. Stand und Perspektiven der Forschung, München/Potsdam 2016. Weiterhin vgl. 
die Liste zu neuen Forschungsprojekten des Instituts für Zeitgeschichte München–Berlin: 
www.ifz-muenchen.de/aktuelles/artikel/datum/2017/08/14/neues-forschungsprojekt-2/ 
[12.2.2018].
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che der Vorgängerorganisationen in der Zeit des Nationalsozialismus zu erfor-
schen. Das bleibt auch dann der inhaltliche und erinnerungspolitische 
Bezugspunkt, wenn Studien thematische und zeitliche Schwerpunkte vor 1933 
oder nach 1945 gesetzt haben. 

Wer nun annimmt, die deutsche Zeitgeschichte mit ihren zahlreichen prekär 
Beschäftigten begrüße diesen Forschungsboom, sieht sich getäuscht. Im Gegen-
teil wird diesen Projekten in der internen Diskussion deutliche Reserve bis offene 
Ablehnung entgegengebracht.2 Der erste Grund liegt im fachspezifischen Arg-
wohn gegenüber der Auftragsforschung selbst, da sich diese nicht direkt aus wis-
senschaftlichem Interesse speist, sondern durch Impulse von außen, insbesonde-
re durch politische Konjunkturen und Mehrheitsverhältnisse, angestoßen wird. 
Im Gefolge dieser Grundsatzkritik finden sich weitere Argumente, etwa, dass der 
Auftragsforschung der wissenschaftliche Eros fehle und die politische Zweckset-
zung die methodischen und fachlichen Standards verderbe. Auch die Intranspa-
renz bei der Vergabe der Aufträge wird einer oftmals berechtigten Kritik unterzo-
gen. Zugleich haben wohl bisher wenige Professorinnen und Professoren den Ruf 
in einen Beirat oder in eine Kommission aus wissenschaftlich-ethischen Gründen 
abgelehnt. Die Aussicht auf ein zusätzliches Drittmittelprojekt mit guter finanzi-
eller Ausstattung, die Nähe zur Politik, die gesteigerte öffentliche Wahrnehmung 
durch die Präsenz von Presse und Medien und der fachinterne Statusgewinn ha-
ben diesbezügliche Bedenken meist zerstreut.3 Nicht zu vergessen sind Ressour-
cen wie neue Personalstellen und der teilweise uneingeschränkte Zugang zu bis-
her verschlossenen oder personenrechtlich sensiblen Quellenbeständen. 

II. Forschungsansätze zur NS-Verwaltungsgeschichte: ein kurzer Überblick

Im Unterschied zu anderen Forschungskonjunkturen, die sich ebenfalls aus Auf-
tragsforschungen heraus entwickelten, etwa in den 1990er Jahren zu den Banken 
und Unternehmen im Nationalsozialismus, lässt sich bei den Projekten über die 
Bundesministerien aber noch eine andere Abwehrreaktion beobachten, die man 
als diffuse Bürokratiekritik beschreiben könnte. Auch wenn die schiere Vielzahl 
der Studien und der an ihnen arbeitenden Wissenschaftler mittlerweile ein verita-

2	 Eine konzise Zusammenfassung und Bewertung der verschiedenen Problemstellungen in: 
Frank Bajohr/Johannes Hürter, Auftragsforschung „NS-Belastung“. Bemerkungen zu einer 
Konjunktur, in: Frank Bajohr u. a. (Hrsg.), Mehr als eine Erzählung. Zeitgeschicht- 
liche Perspektiven auf die Bundesrepublik. Festschrift für Axel Schildt, Göttingen 2016,  
S. 221-233.

3	 Vgl. Christian Mentel, Die Debatte um „Das Amt und die Vergangenheit“ und ihre Folgen, 
Version: 1.0, in: Docupedia-Zeitgeschichte, 6.1.2018; www.docupedia.de/zg/Mentel_debat-
te_amt_v1_de_2018 [12.2.2018]; ders., Über die Notwendigkeit der Selbstreflexion. Eine 
Anmerkung zum Stand der Behördenforschung, in: Zeitgeschichte-online vom 30.1.2017; 
www.zeitgeschichte-online.de/kommentar/ueber-die-notwendigkeit-der-selbstreflexion 
[12.2.2018]; Magnus Brechtken, Mehr als Historikergeplänkel. Die Debatte um „Das Amt und 
die Vergangenheit“, in: VfZ 63 (2015), S. 59-91, und FAZ vom 24.1.2017: „Ruinöser Ausverkauf 
oder alternativloser Umbau?“; www.faz.net/aktuell/feuilleton/debatten/forschung-zu-ddr-
volkseigentum-14600359.html [12.2.2018].
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bles Forschungsfeld konstituiert, gilt die Geschichte öffentlicher Verwaltung im 
Fach als so wenig inspirierend wie ihr Gegenstand selbst und birgt damit die Ge-
fahr, in eine thematische wie berufliche Sackgasse zu führen. Die formalistische 
Organisationsstruktur der öffentlichen Verwaltung und der vermeintlich geringe 
Entscheidungsradius der Beamten machen die Erforschung dieser Organisati-
onen und ihres Personals wenig attraktiv. 

Diese Abwehrreaktion hat zu einem gravierenden Defizit an methodisch-theo-
retischer Reflexion der Geschichtswissenschaft über den Gegenstand „Verwal-
tung“ geführt.4 Das betrifft alle thematischen Schwerpunktbereiche, die die Ver-
waltungsgeschichte berühren: Politik- und Diplomatiegeschichte, Sozialge- 
schichte, Rechtsgeschichte, politische Semantik, Regionalgeschichte, Alltagsge-
schichte und Kulturgeschichte.5 Was die Forschungsstrategien und Methoden im 
Vergleich zur soziologischen, politikwissenschaftlichen und juristischen Diskussi-
on betrifft, hat sich die Geschichtswissenschaft auch hieran kaum beteiligt. 

Zu Recht stehen deshalb in der derzeitigen Debatte um den Status quo der 
Verwaltungsgeschichte ihre normativen Aufladungen am Pranger. Es wird etwa 
der älteren Forschung aus den 1950er und 1960er Jahren angelastet, im Fahrwas-
ser politikwissenschaftlicher Forschung einem allzu naiven, stark normativen  
Demokratieverständnis aufgesessen zu sein und es unreflektiert in die eigene  
Forschung aufgenommen zu haben.6 Ebenfalls sei sie stets auf Macht- und Herr-
schaftsfragen konzentriert gewesen und habe die Geschichte großer Männer ge-
schrieben, ohne sich kritisch damit zu beschäftigen, dass die dominante Vorstel-
lung einer öffentlichen Verwaltung stark von normativen Annahmen über 
maskulin konnotierte Verhaltensweisen (rational, effizient, sachlich) und die 
Trennung zwischen privat und öffentlich geprägt ist. 

Dem allzu schematischen Verständnis von Verwaltungsbeamten im Nationalso-
zialismus, die als kleine Rädchen im großen Getriebe der NS-Herrschaft einfach 
nur mitgemacht hätten, wird ebenso eine Absage erteilt wie der naiven Sichtwei-

4	 Jenseits des geschichtswissenschaftlichen Tellerrands über die Vielfalt der Ansätze, wie Ver-
waltungen erforscht werden können, und mit instruktiven Beispielen vgl. Wolfgang Seibel, 
Verwaltung verstehen. Eine theoriegeschichtliche Einführung, Berlin 2017.

5	 Allerdings sind es vor allem Arbeiten aus der Rechts- und Kulturgeschichte, die zuletzt die 
Diskussion neu angestoßen und seither neue interessante Forschungskonzepte wie etwa 
„Regulierte Selbstregulierung“ vorgestellt haben. Als Beispiele mögen hier genügen: Peter 
Collin, Privat-staatliche Regelungsstrukturen im frühen Industrie- und Sozialstaat, Berlin/
Boston 2016; Stefan Haas, Verwaltungsgeschichte nach Cultural and Communicative Turn. 
Perspektiven einer historischen Implementationsforschung, in: Stefan Brakensiek/Corinna 
von Bredow/Birgit Näther (Hrsg.), Herrschaft und Verwaltung in der Frühen Neuzeit, Berlin 
2014, S. 181-194;  Klaus-Gert Lutterbeck, Methodologische Reflexionen über eine politische 
Ideengeschichte administrativer Praxis, in: Jahrbuch für europäische Verwaltungsgeschichte 
15 (2003), S. 337-366, und Peter Collin/ Klaus-Gert Lutterbeck (Hrsg.), Eine intelligente Ma-
schine? Handlungsorientierungen moderner Verwaltung (19./20. Jh.), Baden-Baden 2009. 

6	 Es handelt sich hierbei um eine Verwaltungs- und Diplomatiegeschichte im Anschluss an das 
weithin rezipierte Standardwerk von Gabriel Almond und Sydney Verba, The Civic Culture. 
Politicial Attitudes and Democracy in five Nations, Princeton 1963. Das Buch wurde 1989 
noch einmal aufgelegt. Vgl. auch die Rezension von Benjamin Walter, in: The Journal of Poli-
tics 27 (1965), S. 206-209.
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se, die Staatsbediensteten hätten ohne Kenntnis der Tragweite ihrer Entschei-
dungen gehandelt.7 Die Vernachlässigung von Mentalitäten, Weltbildern und ide-
ologischen Prägungen in der Forschung gelte es zu überwinden.8 Deutlich zu 
vernehmen ist auch der Anspruch, Verwaltungsgeschichte als Kulturgeschichte zu 
konzipieren.9 Die Fürsprecher dieser Richtung fordern, stärker als bisher die Ana-
lyse zeitgenössischer Diskurse, die Selbst- und Fremdbeobachtung der Beamten-
schaft sowie deren Mentalitäten, aber auch die nach außen gerichtete Imagepoli-
tik von Verwaltungen in die Forschung zu integrieren.10 Schließlich wird die 
Adaption zeitgemäßer Methoden und Anleihen aus anderen Disziplinen gefor-
dert, um etwa auch die „Erfahrungsgeschichte von Regierungsformen und Staats-
verständnissen“ einzubeziehen.11 

Wie so oft sind die Appelle leichter formuliert als konsistente Forschungskon-
zeptionen ersonnen, operationalisiert und empirisch geprüft. Die bisher veröf-
fentlichen Studien zu den Bundesministerien konnten diese Forderungen bislang 
nicht erfüllen. Sie hinterlassen teilweise den Eindruck, dass ihre Begriffe und 
Konzepte älterer, vor allem politikhistorischer Forschung zur Ministerialverwal-
tung in der Weimarer Republik und im Nationalsozialismus weiterhin stark ver-
haftet sind.12 Die Autoren bemühen sich häufig gar nicht erst, die Geschichte der 

7	 Vgl. Uwe Danker/Sebastian Lehmann-Himmel, Landespolitik mit Vergangenheit. Ge-
schichtswissenschaftliche Aufarbeitung der personellen und strukturellen Kontinuität in der 
schleswig-holsteinischen Legislative und Exekutive nach 1945, Husum 2017, S. 271-384; vgl. 
auch Uwe Danker, Parlamentarische Kontinuitätsstudien zur NS-Zeit. Methodische Potenzi-
ale und Grenzen am Beispiel des Falls Schleswig-Holstein, in: VfZ 65 (2017), S. 75-101, und 
weiterführend der Tagungsbericht der Gedenk- und Bildungsstätte Haus der Wannsee-Kon-
ferenz im Januar 2017: „Die Geschichte der Ministerialverwaltungen im Nationalsozialismus 
und in der frühen Nachkriegszeit“; www.ghwk.de/fileadmin/user_upload/pdf-wannsee/
publikationen/ministerialworkshop.pdf [12.2.2018].

8	 Vgl. Eckart Conze u. a., Das Amt und die Vergangenheit. Deutsche Diplomaten im Dritten 
Reich und in der Bundesrepublik, München 2010, S. 16-20, und Frank Bösch/Andreas 
Wirsching, Abschlussbericht der Vorstudie zum Thema. Die Nachkriegsgeschichte des 
Bundesministeriums des Innern (BMI) und des Ministeriums des Innern der DDR (MdI) 
hinsichtlich möglicher personeller und sachlicher Kontinuitäten zur Zeit des Nationalso-
zialismus (Stand: 29.10.2015); www.isor-sozialverein.de/cms/fileadmin/user_upload/
isor/Word-u.a.Textdateien/Historisches/Vorstudie_Abschlussbericht_BmI_und_MdI.pdf 
[12.2.2018].

9	 Vgl. Peter Becker, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Verwaltung, in: Jahrbuch für 
Europäische Verwaltungsgeschichte 15 (2003), S. 311-336.

10	 Vgl. Margit Szöllösi-Janze (Hrsg.), Imagepolitik der „Hauptstadt der Bewegung“, Göttingen 
2017.

11	 Stefanie Middendorf, Staatsfinanzen und Regierungstaktiken. Das Reichsministerium der Fi-
nanzen (1919–1945) in der Geschichte von Staatlichkeit im 20. Jahrhundert, in: Geschichte 
und Gesellschaft 41 (2015), S. 140-168, hier S. 144. Während die Forderung nach etwa aus 
der Soziologie, der Rechtswissenschaft oder der Sozialphilosophie theoretisch angeleiteten 
und informierten Studien zur Verwaltungsgeschichte vollkommen berechtigt ist, enthält der 
Debattenbeitrag von Stefanie Middendorf allerdings nur wenig Hinweise darauf, wie sie die 
Anleihen aus den Arbeiten von Michel Foucault und Pierre Bourdieu methodisch umsetzen 
und auf die historische Realität des Reichsfinanzministeriums beziehen will.

12	 Vor allem beziehen die Autoren sich auf Hans Mommsens noch immer überzeugendes 
Standardwerk von 1966, aber auch auf den Sammelband von Gerhard Hirschfeld; vgl. Hans 
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Ministerien als Verwaltungsgeschichte zu behandeln. Stattdessen begnügen sie 
sich zumeist damit, den gegenwärtigen Forschungsstand zu den einzelnen Politik-
feldern zu synthetisieren. Methodisch unbesorgt wird eine von vornherein einsei-
tige Perspektive auf die Ministerialbürokratie eingenommen. Die Spezifika des je-
weiligen Ministeriums werden kaum je herausgearbeitet und anderen Ministerien 
gegenübergestellt, als ob die unterschiedlichen Kontexte, Handlungsfelder und 
Aufgaben keinen Einfluss auf die Strukturen der Ressorts gehabt hätten. Stattdes-
sen werden allzu oft, obwohl in jedem Projekt zu den Bundesministerien stets nur 
eine Teilgruppe und eine Teilorganisation zur Untersuchung ansteht, die eige-
nen Ergebnisse auf den NS-Staat als Ganzes oder den Nationalsozialismus an sich 
bezogen und verallgemeinert. Dabei wird vielfach unkritisch auf den Ansatz der 
„Neuen Staatlichkeit“ verwiesen, der sich aber nicht für die öffentlichen Verwal-
tungen als Gegenstand sui generis interessiert, sondern lediglich als Kontrastfolie 
für die NS-Parteiorganisationen.13

Kaum eine der neuen Studien kommt explizit oder implizit über die alte und 
empirisch unzureichend belegte Forschungsmeinung hinaus, es hätte sich bei der 
Ministerialbürokratie zumeist um konservative, un- oder anti-demokratisch einge-
stellte Eliten gehandelt, die über ihre Autoritätsgläubigkeit, ihren Antisemitismus 
und ihre berufliche Handlungskonformität zum Steigbügelhalter Adolf Hitlers 
geworden seien.14 Auf Basis dessen werden die ausführlich erhobenen Daten zur 
NSDAP-Parteimitgliedschaft tatsächlich zum Neuigkeitswert der Forschung, die 
in der öffentlichen Darstellung den meisten Platz einnimmt und sich im aufge-

Mommsen, Beamtentum im Dritten Reich. Mit ausgewählten Quellen zur nationalsozialisti-
schen Beamtenpolitik, München 1966, und Gerhard Hirschfeld/Tobias Jersak (Hrsg.), Kar-
rieren im Nationalsozialismus. Funktionseliten zwischen Mitwirkung und Distanz, Frankfurt 
a. M. 2004.

13	 Das Problem des Ansatzes zur „Neuen Staatlichkeit“ besteht vor allem darin, dass er eine 
systematische methodisch-theoretische Qualität seiner empirischen Befunde nur behaup-
tet, indem das Webersche Modell der charismatischen Herrschaft punktuell adaptiert, aber 
nicht operationalisiert wird. Nicht umsonst wird das Attribut „Neu“ in „Neuer Staatlich-
keit“ nicht weiter spezifiziert, sondern ein ganzes Bündel an Kommunikations- und Herr-
schaftspraktiken soll das „Neue“ umfassen. Eine weitergehende Erläuterung aber, wie dieses 
Bündel zu typisieren wäre, wie das spezifische Spannungsverhältnis zwischen traditionellen 
Behörden und neu hinzukommenden Organisationen der NSDAP als Herrschaftspraxis 
konzeptualisiert werden könnte und nicht zuletzt, was spezifisch nationalsozialistisch an 
all diesen Beobachtungen wäre, bleibt der Ansatz schuldig; vgl. Rüdiger Hachtmann, Elas-
tisch, dynamisch und von katastrophaler Effizienz. Zur Struktur der Neuen Staatlichkeit des 
Nationalsozialismus, in: Sven Reichardt/Wolfgang Seibel (Hrsg.), Der prekäre Staat. Herr-
schen und Verwalten im Nationalsozialismus, Frankfurt a. M. 2011, S. 29-74, und Rüdiger 
Hachtmann, „Neue Staatlichkeit“. Überlegungen zu einer systematischen Theorie des NS-
Herrschaftssystems und ihrer Anwendung auf die mittlere Ebene der Gaue, in: Jürgen John/
Host Möller/Thomas Schaarschmidt (Hrsg.), Die NS-Gaue. Regionale Mittelinstanzen im 
zentralistischen „Führerstaat“, München 2007, S. 56-79.

14	 Vgl. Manfred Görtemaker/Christoph Safferling, Die Akte Rosenburg. Das Bundesministe-
rium der Justiz und die NS-Zeit, München 2016, S. 27-29 und S. 451-453, sowie Conze u. a., 
Amt, S. 138.
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regten Echo der Presseberichterstattung wiederholt.15 Diesen Eindruck können 
exemplarisch herausgearbeitete Profile einzelner Spitzenbeamter nicht korrigie-
ren, die oftmals gegen die Prozentzahlen von NSDAP-Mitgliedern in Kontrast ge-
setzt werden. 

Demgegenüber werden wichtige Forschungsfragen zu wenig differenzierend 
diskutiert: Welchen Anteil an welchen Verbrechen hatten die Beamtinnen und 
Beamten der jeweiligen Ressorts präzise? Waren diese justiziabel? Woran und 
über welche Handlungen genau bemessen wir aus heutiger Sicht ihre Belastung 
und Mittäterschaft und mit welcher Begründung? Bislang werden die Begriffe 
„Täterschaft“ und „Belastung“ kaum kritisch konzeptualisiert.16 Stattdessen wer-
den sie je nach empirischem Bedarf eingesetzt – mal als Teil juristischer Definiti-
on, mal auf der Grundlage der Definition der Alliierten nach 1945. In manchen 
Fällen reicht schon das vermeintliche Abweichen von einer nicht näher defi-
nierten Verwaltungsnormalität als Ausweis der „Nähe zum Regime“ oder die Mit-
wisserschaft über die Verbrechen des NS-Regimes als Bezugspunkt für die „Belas-
tung“. Stets wird auf die Mitgliedschaft in NSDAP und SS als formale 
Belastungskategorie zurückgegriffen.17 Aber können wir uns auf das Kriterium 
der NSDAP-Parteimitgliedschaft heute überhaupt noch verlassen? Seit den 1990er 
Jahren ist es hinreichend bekannt, dass die NSDAP-Mitgliedschaft erstens ein 
Massenphänomen war, das alle soziale Schichten, Geschlechter, Berufe und poli-
tische Vorerfahrungen einschließen konnte, und zweitens wenig bis gar nichts da-
rüber aussagt, wie sich die Menschen im Einzelnen verhalten haben.18  Zugleich 
ist es unmittelbar einsichtig, dass je nach Definition solcher normativ aufgela-
denen Begriffe wie „Schuld“ und „Belastung“ verschiedene historische Realitäten 
vermittelt werden.

Verallgemeinerungen über „Belastungen“ sind in diesem Forschungsfeld, aus-
genommen juristisch eindeutige und nachweisbare Straftaten, nur mit größter 
Vorsicht auszusprechen. Das gilt umso mehr für die Staatsbeamten, von denen 
früher und stärker als bei jeder anderen Berufsgruppe eingefordert wurde, in die 
NSDAP einzutreten und als Staatsdiener, wie es zeitgenössisch hieß, zu handeln. 
Warum also skandalisiert die historische Forschung zu den Ministerien längst be-
kannte Fakten? Einer der Gründe besteht darin, dass es im Zuge der Anbahnung 
dieser Projekte vielfach durch die verantwortlichen Wissenschaftlerinnen und 

15	 Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 9.10.2016: „Im Bonner Justizministerium arbeiteten beson-
ders viele Nazis“, und Der Spiegel vom 22.6.2017: „Der Mythos“.

16	 Abzuwarten bleibt allerdings, wie die Forscherinnen und Forscher des BMI-Projekts die 
Unterscheidung in formale und materiale Belastung methodisch füllen; vgl. Christian Rau, 
NS-Belastung und politischer Neuanfang. Die Innenministerien in Bonn und Ost-Berlin (Ta-
gungsbericht vom 4.11.2015 in Berlin); www.hsozkult.de/conferencereport/id/tagungsbe-
richte-6293 [12.2.2018].

17	 Vgl. Conze u. a., Amt, S. 158-168.
18	 Vgl. Jürgen W. Falter, Spezifische Erklärungsmodelle und Motive der NSDAP-Mitgliedschaft, 

in: Ders. (Hrsg.), Junge Kämpfer, alte Opportunisten. Die Mitglieder der NSDAP 1919–1945, 
Frankfurt a. M. 2016, S. 65-88. Vgl. ferner: Ders., Was wissen wir über die NSDAP-Mitglieder? 
Ein Blick auf den Forschungsstand, in: Ebenda, S. 89-119.
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Wissenschaftler versäumt worden ist, grundständige Forschung mit elaborierten 
Forschungsmethoden anzustoßen und gegenüber den Bundesministerien als Auf-
traggeber einzufordern. Damit hält sich der Eindruck und lässt sich trotz aller 
Beteuerungen nicht zerstreuen, es ginge in diesen Projekten vor allem darum, 
„Nazis zu zählen“.19 Umso notwendiger erscheint es, mehr Präzision in diesem 
Forschungskontext einzufordern und zu praktizieren, insbesondere die Begriffe 
von „Belastung“ und „Täterschaft“ präziser auf die Gruppe der Beamtenschaft, 
die jeweiligen sachthematischen Zuständigkeiten und die Organisation der Ver-
waltungsbehörden zuzuschneiden und differenzierter in ihren Handlungskontex-
ten zu verwenden. 

Dies erscheint auch deshalb möglich, weil die historische Forschung jenseits 
der Projekte zu den Bundesministerien gerade zur Frage der „Belastung“ in letz-
ter Zeit interessante Ansätze hervorgebracht hat. Besonders zu erwähnen sind die 
Forschungen zu den Landesparlamenten. Insbesondere die Studien zu Schleswig-
Holstein, Niedersachsen und Bremen setzen neue Maßstäbe im methodischen 
Umgang mit kollektivbiografischen Daten.20 Unter ihnen ragt die umfangreiche 
Studie von Uwe Danker und Sebastian Lehmann-Himmel zum Landtag von 
Schleswig-Holstein heraus. Es gelingt ihnen in überzeugender Weise, den Begriff 
„NS-Belastung“ neu zu konzeptualisieren, indem sie ihn in „Grundorientie-
rungen“ auflösen, die sie in weitere Subtypen ausdifferenzieren. Während die 
„Grundorientierungen [...] charakteristische Grundhaltungen und -verhaltens-
muster“ für das individuelle „(Über-)Leben im Nationalsozialismus“ anzeigen, 
weisen die Subtypen die „individuellen Rollen, wahrgenommenen Wege und ge-
troffenen Entscheidungen“ der Akteure aus.21 Die Studie beantwortet über ihr 
umfängliches methodisches Instrumentarium wichtige Forschungsfragen präzi-
se, so etwa den signifikanten Unterschied der „Belastung“ zwischen den beam-
teten Staatssekretären im Kabinett und den Landtagsabgeordneten im unter-
suchten Zeitraum zwischen 1946 und 1996.22 Der Ansatz ist eine Inspiration auch 
für die Forschung zur öffentlichen Verwaltung, kann jedoch im Gegensatz zu letz-
terer auf sehr viel mehr qualitatives Material zurückgreifen, um das Verhalten der 
Akteure mit ihren politischen Einstellungen zu kontrastieren, etwa Parlamentsde-
batten zur Vergangenheitspolitik. Ebenso sind Landtagsabgeordnete in der Bun-
desrepublik aufgrund des völlig unterschiedlichen Kontexts nur bedingt mit Be-

19	 Vgl. Die Zeit vom 25.2.2016: „Nazis zählen reicht nicht“.
20	 Vgl. Danker/Lehmann-Himmel, Landespolitik mit Vergangenheit, S. 71-294; Die NS-Ver-

gangenheit späterer niedersächsischer Landtagsabgeordneter. Abschlussbericht zu einem 
Projekt der Historischen Kommission für Niedersachsen und Bremen im Auftrag des Nie-
dersächsischen Landtages, hrsg. vom Präsidenten des Niedersächsischen Landtages, bearb. 
von Stephan A. Glienke, Hannover 2012, und Die NS-Vergangenheit früherer Mitglieder der 
Bremischen Bürgerschaft. Projektstudie und wissenschaftliches Colloquium, hrsg. von der 
Bremischen Bürgschaft, Bremen 2014.

21	 Nicht zuletzt ist der souveräne Forschungsüberblick herauszuheben; vgl. Danker/Lehmann-
Himmel, Landespolitik mit Vergangenheit, S. 19-70, Zitate S. 26 f.

22	 Vgl. ebenda, S. 206-220. 
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amtinnen und Beamten in öffentlichen Behörden der NS-Zeit zu vergleichen, was 
die Übertragbarkeit der Ansätze auf die öffentliche Verwaltung einschränkt.

Wichtige Impulse für die Verwaltungsgeschichte gehen derzeit auch von den 
Studien zur Kommunal- und Stadtverwaltung aus. Sie berufen sich vermehrt auf 
Alf Lüdtke und begreifen Verwaltungshandeln als soziale Praxis.23 Entsprechend 
legen sie den Fokus verstärkt auf individuelle Akteure und personelle Netzwerke.24 
Ihr Verdienst ist es, die Top-down-Perspektive aufgebrochen und die herrschafts-
stabilisierende Funktion lokaler und regionaler Behörden sichtbar gemacht zu 
haben.25 Begründet werden diese Befunde einerseits mit dem disziplinierenden 
Druck der Gesetze, Verordnungen und Anordnungen seit 1933 (etwa dem Berufs-
beamtengesetz oder der Reichsdienststrafordnung), andererseits mit der bereit-
willigen Antizipation des „Führer-“ oder Gauleiterwillens seitens der Staatsbe-
diensteten. Letzteres sei auf eine entsprechende innere Überzeugung, 
Opportunismus oder gar Bequemlichkeit zurückzuführen.26 

Was diese Studien bislang nicht leisten, ist, den unmittelbaren Kontext der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen Diensts miteinzubeziehen und zu 
konzeptualisieren, konkret die einzelnen Behörden- und Stellenprofile. Somit ha-
ben die ansonsten innovativen Studien zur Stadt-, Kommunal- beziehungsweise 
Landesparlamentsforschung oftmals das Manko, den organisationalen Hand-
lungsrahmen, die Verwaltung selbst, zu wenig zu berücksichtigen. Die Organisati-
on und die sozialen Praktiken in der öffentlichen Verwaltung sind aber für die 
Beantwortung der aufgeworfenen Fragen nach den individuellen Handlungs-

23	 Vgl. Alf Lüdtke, Einleitung. Herrschaft als soziale Praxis, in: Ders. (Hrsg.), Herrschaft als 
soziale Praxis. Historische und sozial-anthropologische Studien, Göttingen 1991, S. 9-63. 
Bezogen auf die Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter vgl. auch ders., Funktions- 
eliten. Täter, Mit-Täter, Opfer? Zu den Bedingungen des deutschen Faschismus, in: Ebenda, 

	 S. 559-590. Lüdtke macht dabei vor allem seine Überlegungen zum Eigen-Sinn fruchtbar; 
vgl. ders., Eigen-Sinn, in: Berliner Geschichtswerkstatt (Hrsg.), Alltagkultur, Subjektivität 
und Geschichte. Zur Theorie und Praxis von Alltagsgeschichte, Münster 1994, S. 139-153.

24	 Auf die Rolle von Netzwerken in der nationalsozialistischen Herrschaft weisen besonders die 
Untersuchungen zu den Gauleitungen hin; vgl. Jürgen John, Die Gaue im NS-System, in: 
Ders./Möller/Schaarschmidt (Hrsg.), NS-Gaue, S. 22-55, und Martin Moll, Steuerungsin-
strument im „Ämterchaos“? Die Tagungen der Reichs- und Gauleiter der NSDAP, in: VfZ 49 
(2001), S. 215-273.

25	 Vgl. den Forschungsüberblick von Sabine Mecking/Andreas Wirsching, Stadtverwaltung als 
Systemstabilisierung? Tätigkeitsfelder und Handlungsspielräume kommunaler Herrschaft 
im Nationalsozialismus, in: Sabine Mecking/Andreas Wirsching (Hrsg.), Stadtverwaltung 
im Nationalsozialismus. Systemstabilisierende Dimensionen kommunaler Herrschaft, Pader-
born u. a. 2005, S. 1-22. Exemplarisch für die Forschung zur Kommunalverwaltung vgl. Wolf 
Gruner, Öffentliche Wohlfahrt und Judenverfolgung. Wechselwirkungen lokaler und zentra-
ler Politik im NS-Staat (1933–1942), München 2002. Vgl. auch den aktuellen Überblick zur 
Stadtgeschichte von Winfried Süß/Malte Thießen (Hrsg.), Städte im Nationalsozialismus. 
Urbane Räume und soziale Ordnungen, Göttingen 2017.

26	 Vgl. Bernhard Gotto, Stabilisierung von unten. Die Personalpolitik der Stadtverwaltung Augs-
burg 1933–1939, in: Mecking/Wirsching (Hrsg.), Stadtverwaltung, S. 23-49, besonders S. 49. 
Vgl. auch Christiane Kuller, „Kämpfende Verwaltung“. Bürokratie im NS-Staat, in: Dietmar 
Süß/Winfried Süß (Hrsg.), Das „Dritte Reich“. Eine Einführung, München 2008, S. 227-245.
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spielräumen der Beamtinnen und Beamten in der öffentlichen Verwaltung in der 
NS-Zeit von entscheidender Bedeutung. 

III. Die komplexe Organisation der Verwaltung als Forschungsthema 
eigener Relevanz

Eine Möglichkeit, diese Fragen in ein produktives wissenschaftliches Forschungs-
design zu überführen, um sie auf dieser Grundlage beantworten zu können, wol-
len wir im Folgenden vorstellen. Grundsätzlich geht es darum, die Organisation 
der zu untersuchenden Ministerien selbst in den Blick zu nehmen. Jedes einzelne 
Ministerium hatte eine spezifische Organisationstruktur, in die sein Personal auf 
eine wiederum spezifische Weise eingebunden war. Will man einen konzeptionell 
und methodisch differenzierten Zugang zu Fragen der Belastung und Täterschaft 
des Personals in den Reichsministerien entwickeln, muss man nach diesen Orga-
nisationsmerkmalen der einzelnen Ressorts sowie ihrer Kommunikation unterei-
nander fragen. Die Organisation war der Handlungsrahmen für die Beamtinnen 
und Beamten und deshalb von überragender Bedeutung für die Bewertung indi-
vidueller Beteiligung oder gar Täterschaft. Ein solcher, von der aktuellen organi-
sationssoziologischen Forschung inspirierter Zugang zum Quellenmaterial der 
Reichs- und Bundesministerien soll im Folgenden präsentiert werden und als In-
terpretationsrahmen und Analyseinstrument zur Diskussion gestellt werden. 

In seiner Studie zu „Funktionen und Folgen formaler Organisationen“ aus dem 
Jahr 1958 sowie in weiteren frühen Schriften und Aufsätzen stand Niklas Luh-
mann die (deutsche) öffentliche Verwaltung stets vor Augen.27 Aus ihr schöpfte 
der damals noch als Verwaltungswissenschaftler tätige Luhmann eine Fülle von 
Anschauungsmaterial zu diversen Einzelproblemen in der Organisation öffent-
licher Verwaltung. Seine Analysen sind bis heute nicht nur Teil des methodischen 
Instrumentariums der Organisations-, Rechts- und Verwaltungssoziologie geblie-
ben, sondern wurden auch empirisch überprüft und in großem Maße bestätigt.28 
Dazu gehören Konzepte wie die Mitgliedschaftsrolle, die Stelle, aber auch opera-
tionalisierende Theoreme wie jene zur Rechtsanwendung oder zur Wechselbezie-
hung von formalen und informalen Hierarchieverhältnissen in der öffentlichen 
Verwaltung. 

Auf der Grundlage der Studien von Luhmann forscht auch der Soziologe Ste-
fan Kühl. Er gilt nicht nur als Kenner des Luhmannschen Gesamtwerks, sondern 
ihm gelingt es auch, Luhmann produktiv in aktuelle Forschungsbereiche zu über-
setzen. Kühls Arbeiten werden neuerdings in der Geschichtswissenschaft stark 
rezipiert, da er sich aus organisationssoziologischer Perspektive dem Vollzug des 

27	 Vgl. Niklas Luhmann, Funktionen und Folgen formaler Organisation, Berlin 1958, und 
ders., Recht und Automation in der öffentlichen Verwaltung. Eine verwaltungswissenschaftli-
che Untersuchung, Berlin 1966.

28	 Für einen guten Überblick über die daraus entstandene Forschung in dem sehr breiten The-
menspektrum vgl. Klaus Dammann/Dieter Grunow/Klaus P. Japp (Hrsg.), Die Verwaltung 
des politischen Systems. Neuere systemtheoretische Zugriffe auf ein altes Thema, Opladen 
1994.
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Holocaust durch „ganz normale Deutsche“ zugewendet hat. Seine Monografie zu 
„ganz normalen Organisationen“ im NS hat das Verständnis von Soziologinnen 
und Soziologen sowie Historikerinnen und Historikern schon jetzt wesentlich er-
weitert.29 Ihm gelingt es darin nicht nur, die individuellen Akteure und ihr Verhal-
ten in Organisationen (Strukturen) in die wissenschaftliche Diskussion über den 
Holocaust zu integrieren, sondern er macht Historikerinnen und Historikern 
auch ein produktives methodisches Angebot zur Erforschung der Verwaltungsor-
ganisation. Wie sich dieses auf die Fragen historischer Forschung anwenden und 
operationalisieren lässt, wird im Folgenden dargelegt.  

Um die Funktionsweise von Organisationen zu erklären, unterscheidet Kühl 
drei Funktionsbereiche: Programme, Kommunikationswege und Personal.30 Mit 
Programmen wird über die dann festgelegten Handlungs- oder Entscheidungskri-
terien die inhaltliche Steuerung von Organisationen vorgenommen. Für ein heu-
tiges deutsches Ministerium sind Gesetze, Verordnungen oder Anordnungen die 
gebräuchlichsten Programme. Hier finden sich nicht nur die allgemeine Normie-
rung eines bestimmten Sachverhalts verankert, sondern auch die zur Umsetzung 
vorgefundenen und neu eingesetzten Rechtsregeln und ihre Implementation in 
Verfahren. Unter Kommunikationswegen versteht man Hierarchien, Übertra-
gungsrechte und Projektstrukturen in einer Organisation, um ihren Zweck zu er-
füllen. Die Kommunikationswege regeln den Verkehr der Organisation sowohl 
nach außen wie nach innen. In einem Ministerium gibt es etwa für den interminis-
teriellen Verkehr zumeist eine allgemeine Geschäftsordnung, in der viele dieser 
Verkehrsregeln formalisiert sind. Mit Personal sind die in der Organisation täti-
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemeint, die auch aktuell in Ministerien 
noch immer auf streng formalisierten Stellen ihre Arbeit tun.

„Will man jedoch ein umfassendes Verständnis von der Funktionsweise einer 
Organisation erhalten, dann muss man nicht nur in der Lage sein, alle drei Seiten 
der Organisation mit ihren jeweiligen Logiken zu erfassen, sondern darüber hinaus 
auch verstehen, wie diese drei Seiten in Organisationen ineinandergreifen.“31 Um 
diese Dimension einzuführen, benennt Kühl für die Funktionsbereiche drei Seiten: 
die Schauseite, die formale Seite sowie die informale Seite. Ihre Benennung legt 

29	 Vgl. Stefan Kühl, Ganz normale Organisationen. Zur Soziologie des Holocaust, Berlin 2014; 
Michael Becker, Rezension zu Stefan Kühl, Ganz normale Organisationen. Zur Soziologie 
des Holocaust, in: Soziologische Revue 39 (2016), S. 302-306; Michaela Christ, Die Praxis der 
Organisation, in: Mittelweg 36 25 (2016), S. 104-112; Markus Holzinger, Nicht normale Or-
ganisationen. Kritische Anmerkungen zu Stefan Kühls „Soziologie des Holocaust“, in: Sozio-
polis, 26.10.2015; www.soziopolis.de/beobachten/gesellschaft/artikel/nicht-normale-orga-
nisationen/ [12.2.2018]; Wolfgang Knöbl, Perspektiven der Gewaltforschung, in: Mittelweg 
36 26 (2017), S. 4-27; Ulrike Schulz/Henry Marx, Rezension zu Stefan Kühl, Ganz normale 
Organisationen. Zur Soziologie des Holocaust, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und So-
zialpsychologie 69 (2017), S. 173-176; Armin Nolzen, „Ganz normale Organisationen“. Was 
die NS-Forschung von Stefan Kühl lernen sollte, in: Mittelweg 36 25 (2016), S. 97-104, und 
Michael Wildt, Der Holocaust, organisationssoziologisch betrachtet. Ein Lehrstück für Histo-
riker, in: Mittelweg 36 24 (2015), S. 106-118.

30	 Vgl. Stefan Kühl, Organisationen. Eine sehr kurze Einführung, Wiesbaden 2011, S. 23-68.
31	 Ebenda, S. 95.
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nahe, wie sie zu verstehen sind. Die Schauseite betrifft den öffentlich einsehbaren 
Bereich der Organisation, vom Schrifttum bis zur gezielten Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit. Die formale Seite betrifft die Gesamtheit aller Gesetze und Regeln einer 
Organisation, die sie sich gibt oder ausführt, während die informale Seite die Ge-
samtheit aller ungeschriebenen Gesetze und Regeln beschreibt. Setzt man die Sei-
ten der Organisation mit ihren Funktionsbereichen zusammen, ergibt sich eine Ma-
trix über Struktur, Handlung und Akteuren in der Organisation: 

Organisationsstruktur und Funktionsbereiche der Organisation nach Stefan Kühl32

Je nach Forschungsvorhaben und Herangehensweise wird sich die methodische 
Operationalisierung und empirische Prüfung dieser Versuchsanordnung unter-
scheiden. Die Matrix stellt die notwendige Komplexität bereit, um die Geschichte 
von Organisationen so zu beschreiben, dass sich das Quellenmaterial theoretisch 
informiert ordnen lässt und somit neue Perspektiven zu dessen Bewertung frei-
gibt. Im Folgenden soll dieser Mehrwert für die historische Forschung exempla-
risch für alle drei Funktionsbereiche – Personal, Kommunikationswege, Pro-

32	 Stefan Kühl, Arbeitsmaterialien eines Workshops, der im Rahmen des Projektes zur Aufar-
beitung der Geschichte des Reichsarbeitsministeriums im Nationalsozialismus an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin im Juli 2014 veranstaltet wurde. 
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gramme – an Beispielen aus der Geschichte des Reichsarbeitsministeriums im 
Nationalsozialismus gezeigt werden.33 

IV. Personal

Das nach außen sichtbarste Strukturmerkmal von Organisationen ist das Perso-
nal. In Organisationen werden verschiedene Entscheidungen auf unterschied-
lichen Stellen getroffen, nicht nur an deren Spitze. Allerdings tendieren Verwal-
tungen dazu, Letzteres zu suggerieren, indem beispielsweise ihr Schriftverkehr in 
der ersten Person gehalten ist und im Namen der Behördenchefin oder des -chefs 
erfolgt. „So lautet in der Regel denn auch die formale Darstellung: Man schreibt 
an den Minister und erhält von ihm Antwort. In Wirklichkeit ist diese Vorstellung 
[…] bei allen größeren Systemen völlig irreal geworden und wird nur noch als 
nützliche Fiktion beibehalten.“34 Sie ist ein typisches Beispiel für die Schauseite 
einer Organisation, dem von außen einsehbaren Bereich, der die internen Struk-
turen der Organisation nicht unbedingt widerspiegelt. So ist es irreführend, da-
von auszugehen, ein Vorgang sei beispielsweise allein durch den Präsidenten der 
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung bearbeitet 
worden, nur weil das den Vorgang dokumentierende Schriftstück in der ersten 
Person gehalten und vom Präsidenten Friedrich Syrup35 unterzeichnet wurde. Die 
Schauseite der Organisation animiert solche Engführungen auf die Person der 
Behördenchefs in vielen geschichtswissenschaftlichen Darstellungen, in denen 
nur die Amtsinhaber als Entscheider und Akteure erscheinen. Sie werden jedoch 
den arbeitsteiligen, organisationsinternen Prozessen nicht gerecht. Es gilt, das 
Personal jenseits der Schauseite zu analysieren und in seinen Entscheidungen 
und Handlungen in den Vordergrund zu rücken, soweit es die Quellen zulassen. 

33	 Die Autorin und Autoren dieses Beitrags arbeiten seit 2014 gemeinsam in der Forschungs-
gruppe im Projektkontext der Unabhängigen Historikerkommission zur Aufarbeitung der 
Geschichte des Reichsarbeitsministeriums im Nationalsozialismus. Wir bedanken uns für die 
kritische Durchsicht des Manuskripts bei Martin Münzel, Michael Wildt und Thomas Wels-
kopp.

34	 Luhmann, Funktionen und Folgen, S. 184. Die Fiktion dient u. a. der Informationsverarbei-
tung und der Absorption von Unsicherheit. Die unteren, tatsächlich mit der Entscheidung 
und Außenkontakt betrauten Stellen absorbieren Unsicherheit, während die Spitze der Ver-
waltung Lob und Tadel absorbiert.

35	 Dr. Friedrich Heinrich Karl Syrup, geb. am 9.10.1881 in Lüchow, gest. am 31.8.1945 in Sach-
senhausen. Syrup studierte Maschinenbau und trat 1905 in den Dienst der preußischen Ge-
werbeaufsicht ein. Am Ende des Ersten Weltkriegs wurde er in das Demobilmachungsamt 
abgeordnet. 1920 wurde er zum Präsidenten des neu geschaffenen Reichsamts für Arbeits-
vermittlung berufen. Aus dem Amt entstand 1927 die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, der er als Präsident vorstand. 1932 für wenige Wochen zum 
Reichsarbeitsminister berufen, nahm er 1933 erneut die Leitung der Geschäfte der Reichsan-
stalt auf, bis diese 1939 in das Ministerium eingegliedert wurde. Dort wurde er zum zweiten 
Staatssekretär berufen. Der NSDAP trat er erst nach längerem Drängen 1937 bei. Seit 1941 
verschlechterte sich sein gesundheitlicher Zustand rapide, weswegen er nur noch sporadisch 
seinen Dienst ausführen konnte. Nach Kriegsende wurde er in dem sowjetischen Spezialla-
ger Nr. 7 Sachsenhausen interniert. Die Haft überlebte er nicht. 
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Dazu ist es notwendig, nicht nur den Präsidenten, sondern auch, soweit möglich 
die Gesamtheit der Arbeitsverwaltung, also neben der Reichsanstalt die circa 
26.500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 13 Landesarbeits- und 361 Ar-
beitsämtern36 in den Blick zu nehmen. Dabei ist für die Untersuchung des Perso-
nals als Strukturmerkmal einer Organisation die Überlegung maßgeblich, dass es 
einen Unterschied macht, welche Person eine Position einnimmt, wer also Ent-
scheidungen trifft.37 

Für die Arbeitsverwaltung scheint diese Frage besonders relevant, da sie im Fo-
kus der politischen und rassistischen „Personalsäuberungen“ stand, welcher die 
Nationalsozialisten nach der Machtübernahme die gesamte öffentliche Verwal-
tung unterzogen. Während Hans Mommsen für die Obersten Reichsbehörden 
von einer Entlassungsrate von wenigen Prozent ausgeht,38 übertraf die Arbeitsver-
waltung mit circa 22 Prozent „gesäubertem“ Personal diese Quote um Längen: „Es 
[ist] demnach bei kaum einer Behörde des Reiches so ausgeräumt worden wie bei 
den Arbeitsämtern.“39 Von ihren 26.500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern fielen 
zwischen dem 7. April 1933, dem Tag, an dem das Berufsbeamtengesetz in Kraft 
trat, und dem nächsten Frühjahr circa 6.000 Menschen den Personalrevirements 
in der Verwaltung zum Opfer.40 Die entlassenen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter mussten nicht nur ersetzt werden, sondern der Personalbedarf vermehrte sich 
durch die Ausweitung der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ab 1933 noch zusätz-
lich.41 In der Folge stellte die Arbeitsverwaltung circa 11.000 neue Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter ein. 

Was aber bedeutet es für eine Organisation, wenn in weniger als 18 Monaten 
etwa ein Fünftel des Personals die Organisation verlässt und im gleichen Zeitraum 
nahezu die doppelte Anzahl neu eingestellt wird? Ein Personalumbau dieses Aus-
maßes hätte auf jede Organisation erhebliche Auswirkungen gehabt. Im kon-
kreten Fall verursachte er für die Arbeitsverwaltung das gravierende Problem, 
dass die neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Hierarchie und die Autori-
tät der Organisation teilweise massiv infrage stellten. Das lag vor allem daran, dass 
der Umbau während der politischen Ausnahmesituation der nationalsozialis-
tischen Machtübernahme geschah. Die ersten zwei Jahre der Diktatur waren un-

36	 Die Arbeitsverwaltung war dem Reichsarbeitsministerium nachgeordnet. Ihre Zentralebene, 
die Reichsanstalt, wurden 1939 aufgelöst und als neue Hauptabteilung V in das Ministerium 
eingegliedert.

37	 Vgl. Kühl, Organisationen, S. 109.
38	 Vgl. Mommsen, Beamtentum, S. 39-61.
39	 Soziale Praxis 43 (1934), S. 714.
40	 Vgl. Sechster Bericht der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

für die Zeit vom 1. April 1933 bis zum 31. März 1934, Berlin 1935, S. 39; Dieter G. Maier, 
Anfänge und Brüche der Arbeitsverwaltung bis 1952. Zugleich ein kaum bekanntes Kapitel 
der deutsch-jüdischen Geschichte, Brühl 2004, S. 95, und Dan P. Silverman, Nazification of 
the German Bureaucracy Reconsidered. A Case Study, in: The Journal of Modern History 60 
(1988), S. 496-539.

41	 Zu den nationalsozialistischen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und ihrer propagandisti-
scher Inszenierung vgl. Detlev Humann, „Arbeitsschlacht“. Arbeitsbeschaffung und Propa-
ganda in der NS-Zeit 1933–1939, Göttingen 2011.
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ter anderem von Kämpfen um die zukünftige Machtverteilung in der öffentlichen 
Verwaltung geprägt. Aktivisten der NSDAP und SA usurpierten die Staatsgewalt 
und drängten die staatliche Verwaltung in die Defensive. Als besonders folgen-
reich erwies sich für die Arbeitsverwaltung in dieser Situation, dass sie die Kon-
trolle darüber verlor, wer die Organisation verließ und wer ihr beitrat. Das Berufs-
beamtengesetz gab vor, welches Personal zu entlassen war. Über die Auswahl des 
neuen Personals verlor die Führungsspitze der Reichsanstalt zunächst die Kon-
trolle. Die neuen Machthaber aus Partei und in den Gauverwaltungen bemühten 
sich, arbeitslose Parteigenossen, die schon vor 1933 der NSDAP oder der SA ange-
hört hatten, schnell in Lohn und Brot zu bringen. Die Arbeitsverwaltung wurde 
angewiesen, diese „Alten Kämpfer“ nicht nur bevorzugt zu vermitteln, sondern 
sie auch in großen Zahlen in die eigene Organisation einzustellen. Bei etwa der 
Hälfte der 11.000 neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter handelte es sich um 
diese „Alten Kämpfer“, denen erwartungsgemäß in vielen Fällen die fachliche 
Qualifikation für diese Arbeit fehlte.42  

Die Arbeitsverwaltung wies somit einen hohen Anteil von überzeugten Natio-
nalsozialisten auf, Frauen und Männer gleichermaßen. Angesichts der Aufmerk-
samkeit, mit der die Forschung den Proporz von (ehemaligen) Parteigenossen in 
den Ministerialverwaltungen des Deutschen Reichs und der frühen Bundesrepu-
blik bedenkt,43 liegt die Frage nahe, welchen Einfluss das auf die Organisation 
selbst hatte. Handelte es sich gar um einen Fall der „Selbstnazifizierung“, wie er 
anderen Behörden attestiert wurde?44  Abgesehen davon, das nicht klar ist, was 
dieser Begriff konkret bedeuten soll, greift diese Beschreibung eindeutig zu kurz. 
Aus der Parteimitgliedschaft lässt sich nicht ohne weiteres auf Motivation und 
Überzeugung der Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter schließen. Mag 
das im Fall der „Alten Kämpfer“ auch eindeutiger sein, wissen wir im Fall derjeni-
gen, die erst nach 1933 der NSDAP beitraten, nicht, ob sie es aus Überzeugung, 
Karrierestreben, Opportunismus oder aus politischem Druck heraus taten. Es 
fehlen in den allermeisten Fällen Ego-Dokumente oder andere aufschlussreiche 
Quellen. Der entscheidende Aspekt ist, dass die verifizierte Parteimitgliedschaft 
nicht beweist, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Verwaltung mit 
NSDAP-Parteibuch anders handelten und entschieden als diejenigen ohne selbi-
ges. Die Frage, was es für die Verwaltung bedeutete, dass ein großer Teil seines 
Personals der NSDAP angehörte, lässt sich also nicht durch quantitative Erhe-
bungen, nicht über vorausgesetzte Annahmen über „Korpsgeist“ und politische 
Prägung der Beamtinnen und Beamten erfassen, sondern vor allem aufgrund des 
Verwaltungshandelns beantworten. 

42	 Bundesarchiv Berlin (künftig: BArch), R 3903/72, unpag., Martin Zschucke (Reichsanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, künftig: RA) an Günther Rachner 
(RA), betr.: wertschaffende Arbeitslosenfürsorge in Ostpreußen und Sachsen, 12.1.1934. 
Das Beispiel auch bei Hans-Walter Schmuhl,  Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsverwaltung in 
Deutschland 1871–2002. Zwischen Fürsorge, Hoheit und Markt, Nürnberg 2003, S. 226.

43	 Vgl. Görtemaker/Safferling, Akte Rosenburg, S. 451, und Conze u. a., Amt, S. 139 f. 
44	 Albrecht Ritschl, Einleitung, in: Ders. (Hrsg.), Das Reichswirtschaftsministerium in der NS-

Zeit. Wirtschaftsordnung und Verbrechenskomplex, Berlin 2016, S.1-17, hier S. 2.
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Die Beschäftigung von NSDAP-Mitgliedern stellte für die Arbeitsverwaltung 
kein Problem dar, solange sich diese an die Regeln der Organisation hielten. Aber 
genau das taten sie häufig nicht. Viele von ihnen zeigten wenig Interesse an einge-
spielten Verwaltungsroutinen und den Arbeitsanweisungen ihrer Vorgesetzten. 
Zum Beispiel ignorierten viele die Vorgaben für die der Schwarzarbeit verdächti-
gen Arbeitslosen. Stattdessen setzten sie auf die direkte Tat und organisierten in 
den ersten beiden Jahren der NS-Diktatur zusammen mit der SA Razzien in Be-
trieben, die sie verdächtigten, Unterstützungsempfängerinnen und -empfänger 
illegal zu beschäftigen.45 Syrup, der Präsident der Reichsanstalt, versuchte gegen-
zusteuern, indem er erklärte, es sei „eine allgemein gültige Erfahrungstatsache, 
daß Schwarzarbeit durch die Durchführung guter Vermittlungen am besten be-
kämpft wird. […] Die Ergebnisse [der Razzien] haben mit Ausnahmen im Allge-
meinen in keinem Verhältnis zum Aufwand gestanden.“ Syrup untersagte diese 
Aktionen zunächst nicht grundsätzlich, er bat lediglich darum, „vor Einleitung 
derartiger Maßnahmen sorgfältig zu prüfen, ob nicht die weiter oben geschilder-
ten Maßnahmen zu einem größeren Erfolg führten“.46 Das Beispiel zeigt, dass es 
von erheblicher Bedeutung war, wer jeweils in der Organisation die täglich anfal-
lenden Einzelentscheidungen traf. Die Veränderungen in der Personalstruktur 
durch die „Alten Kämpfer“ hatten einen enormen Einfluss auf die Arbeitsverwal-
tung, der sich auf der Handlungsebene zeigte. 

Es gelang der Organisation zunächst nicht, sie ihrer Hierarchie zu unterwer-
fen. Dafür war ihre Position als Heroen der nationalen Erhebung in den Jahren 
der Umwälzung 1933/34 zu stark. Doch reagierte die Führungsspitze der Reichs-
anstalt äußerst geschickt auf diese Herausforderung. Sie sperrte sich weder gegen 
die Einstellung der „Alten Kämpfer“ noch gegen ihre schnellere Beförderung, die 
von Partei und Reichsregierung verlangt wurde. Sich dagegen zu sperren, war we-
nig aussichtsreich. Die Führungsspitze ließ die neuen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in ihrer Organisation stattdessen in vielen Fragen gewähren und kam ih-
nen sogar in formalen Anordnungen entgegen. Beispielsweise erlaubte die 
Organisationsspitze der Reichsanstalt im Mai 1933 das Tragen von Uniformen 
und Orden im Dienst, was bis dahin untersagt gewesen war.47 Auch gestattete sie, 
dass SS- und SA-Mitglieder die Fernsprecher der Arbeitsämter für ihre Verbands-
arbeit nutzten.48 Im Gegenzug forderte die Führung der Reichsanstalt nach und 
nach ein, dass die Mitglieder der „nationalen Verbände“ das Recht der Führungs-

45	 Staatsarchiv München (künftig: StAM), Arbeitsämter, 695, unpag., Friedrich Syrup (RA) an 
Landesarbeitsämter und Arbeitsämter, betr.: Durchführung der Arbeitsvermittlung in Ar-
beitsschlacht 1934, 12.3.1934. Die Quelle wird auch von Humann, Arbeitsschlacht, S. 190, 
zitiert.

46	 StAM, Arbeitsämter, 695, unpag., Syrup (RA) an Landesarbeitsämter und Arbeitsämter, betr.: 
Durchführung der Arbeitsvermittlung in Arbeitsschlacht 1934, 12.3.1934.

47	 BArch, R 3903, 2315, unpag., Peckert (RA) an Landesarbeitsämter, betr.: Tragen politischer 
Abzeichen im Dienst, 26.5.1933.

48	 BArch, R 3903, 2317, unpag., Neff (RA) an Landesarbeitsamt Südwestdeutschland, betr.: 
Benutzung des Dienstfernsprechers von Amtsangehörigen in SA- und SS-Angelegenheiten, 
1.11.1934.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 66 (2018), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2018_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2018

502   Sören Eden, Henry Marx und Ulrike Schulz

spitze anerkannten, formal und geltend festzulegen, was in der Organisation er-
laubt und was unerlaubt war. Damit erkämpfte sich die Leitung Stück für Stück 
die Autorität der Organisation zurück.49 

Dem Führungspersonal in der Reichsanstalt und im Ministerium ging es dabei 
nicht darum, die politischen Ziele der NSDAP oder ihrer Mitglieder in Frage zu 
stellen. Es war überhaupt keine Frage der politischen Weltanschauung. Es kam 
lediglich darauf an, aus Gründen der Funktionalität und des Systemerhalts der 
Organisation selbst festzulegen, was in ihr erlaubt und verboten war. Die gleiche 
Herangehensweise wandte man in der Frage der bevorzugten Beförderung an. Vi-
zepräsident Günther Rachner setzte sich in der Arbeitsverwaltung vehement für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein, die „sich im Kampfe um die nationale 
Erhebung verdient gemacht“ hatten, und ließ sich Ende 1935 alle Fälle des ent-
sprechenden Personenkreises nennen, die noch nicht befördert worden waren.50 
Aber auch in diesen Fällen lief die Beförderung nur über die formalen Kriterien, 
welche die Reichsanstalt vorgab: Die Kandidaten hatten Schulungen und Fach-
prüfungen zu absolvieren. Durch diese formte man die vormaligen Politikakti-
visten zu fachlich qualifiziertem Personal, das sich zunehmend auf die internen 
Regeln der Organisation verpflichten ließ. Die Schulungen stellten ein zentrales 
Mittel zur Integration der neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die Organi-
sation und ihre Hierarchien dar.51 

Ein genauer Zeitpunkt, an dem die Organisationsführung die politischen 
Quereinsteiger auf diese Weise eingehegt hatte und ihre Autorität wieder vollends 
durchsetzen konnte, lässt sich nicht festlegen. In den Quellen sind ab 1935 ent-
sprechende Spuren der Auseinandersetzungen kaum noch auszumachen. Nicht 
nur in der Arbeitsverwaltung, auch in anderen Behörden kehrte nach den Säube-
rungskampagnen im Zuge des Berufsbeamtengesetzes wieder Ruhe ein. Dabei 
waren es nicht allein die formalen Anweisungen der Organisationen, welche die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf die Hierarchie verpflichteten. Auch das bis-
herige Personal übte intern und informell Druck aus und wirkte daran mit, die 
etablierten Verwaltungsroutinen wieder durchzusetzen. Ein SA-Mann berichtete 
1934, dass sich die alteingesessenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bald wie-
der „trauten“, den „Alten Kämpfern“ ihre „Unwissenheit“ vorzuhalten und ihnen 
höhnisch nahezulegen, sich die Verwaltungspraxis anzueignen.52 Schließlich stärk-
te die zunehmende politische und wirtschaftliche Bedeutung der Arbeitsverwal-
tung im Zuge der Aufrüstung Syrup den Rücken. Als Präsident der Reichsanstalt 

49	 Ausführliche Erläuterungen hierzu in der demnächst erscheinenden Studie von Henry 
Marx, Die Verwaltung des Ausnahmezustands. Die Arbeitsverwaltung  im Nationalsozialis-
mus (AT).

50	 BArch, R 3903, 2315, unpag., Rachner (RA) an Landesarbeitsämter, betr.: Aufstieg von An-
gestellten, die sich im Kampfe um die nationalsozialistische Erhebung besonders verdient 
gemacht haben, 3.12.1935.

51	 BArch, R 3903, 350, Bl. 24 f., Syrup (RA) an Landesarbeitsämter, betr.: Schulung des Perso-
nals, 7.6.1935.

52	 Martin Broszat, Der Staat Hitlers. Grundlegung und Entwicklung seiner inneren Verfassung, 
München 131992, S. 307. 
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wurde er zusammen mit Werner Mansfeld vom Reichsarbeitsministerium zum 
Leiter der Geschäftsgruppe „Arbeitseinsatz“ bei der neu geschaffenen Vierjahres-
planbehörde bestellt.53 In der Folge ließen die Interventionen von außen stark 
nach.54 Mit der zurückgewonnenen Autorität erhielt die Reichsanstalt weitgehend 
die Entscheidungsmacht über ihr Personal zurück. 

Das Ende der nationalsozialistischen Personalrebellion in der Arbeitsverwal-
tung bedeutete keineswegs, dass die Behörde in der Folge nicht im nationalsozia-
listischen Sinne handelte, sei es durch die Beteiligung der Arbeitsverwaltung an 
der Verfolgung der „Asozialen“, die Ausgrenzung „Ernster Bibelforscher“ aus der 
Arbeitslosenversicherung oder die Verwaltung des millionenfachen Einsatzes von 
Zwangsarbeiterinnen und -arbeitern. Denn die öffentliche Verwaltung handelte 
nicht so, wie der nationalsozialistisch gesonnene Teil ihres Personals das für rich-
tig hielt, sondern entsprechend dem politischen Programm der Regierung Hit-
lers, das zur Umsetzung an die Verwaltung delegiert wurde. Bei der Analyse und 
Beurteilung von Verwaltungshandeln des Personals muss stets bedacht werden, 
dass das Personal seine Entscheidungen nicht freischwebend traf, sondern einge-
bunden in Organisationen. Das bedeutet im Umkehrschluss nicht, dass die Aus-
wahl des Personals ohne Belang war oder einzelnen Menschen keine Verantwor-
tung für ihr Handeln zukam. Jedoch hegen funktionierende Organisationen die 
Entscheidungsfreiheiten ihres Personals durch Strukturen ein. Es ist daher not-
wendig, sich nicht allein auf das Personal zu konzentrieren. Die formalen wie in-
formalen Kommunikationswege und Programme sind bei der Frage, wie sehr das 
Handeln von Personen die Organisation bestimmt, von gleichrangiger Bedeu-
tung.

V. Kommunikationswege

Unter Kommunikationswegen versteht Kühl zunächst die formalisierten Kontakt-
stellen innerhalb der Organisation, die zumindest in Ministerien sowie für die 
Öffentlichkeit stark formalisiert und in ihrem informellen Funktionieren von au-
ßen nur wenig einsehbar sind. Zu den formalen Kommunikationswegen gehören 
etwa Präambeln,  Mitzeichnungsrechte und Projektstrukturen. Formale Hierar-
chie- und Weisungsbeziehungen strukturieren und stabilisieren die Organisation, 
aber es gibt stets auch Gruppen, die intern erheblichen Einfluss generieren. 
Durch sie werden informelle Kommunikationswege aufgebaut. Das berühmteste 
Beispiel ist der „kleine Dienstweg“, auf dem relevante Informationen quer zu den 
formalen Kommunikationswegen transportiert werden.55 Ein Beispiel für die 

53	 Vgl. Horst Kahrs, Die ordnende Hand der Arbeitsämter. Zur deutschen Arbeitsverwaltung 
1933 bis 1939, in: Götz Aly u. a. (Hrsg.), Arbeitsmarkt und Sondererlaß. Menschenverwer-
tung, Rassenpolitik und Arbeitsamt, Frankfurt a. M. 2009, S. 9-61, hier S. 25.

54	 Landesarchiv Nordrhein-Westfalen, RW 1035, Interviewprojekt mit ehemaligen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern der Arbeitsverwaltung, Interview mit Dr. Wehner am 23.2.1989, 
Protokoll einer Tonbandaufnahme, S. 1, und Interview mit Herrn Ahl, 2.11.1988, S. 1. 

55	 Vgl. Henri Fayol, Allgemeine und industrielle Verwaltung, München 1929, und Seibel, Ver-
waltung verstehen.
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Schauseite ist die Pressestelle. Sie pflegt neben den offiziellen Pressekontakten ein 
informelles Netzwerk, indem sie bestimmte Organisationen oder Personen vorab 
oder ausführlicher informiert. Auf der Grundlage dieser Unterscheidungen las-
sen sich die Kommunikationsstrukturen analysieren, in ihrer Kombination begut-
achten und auf spezifische historische Organisationen anwenden: „Je nach dem, 
welche Kombination von Hierarchien, Mitzeichnungsrechten und Projektstruk-
turen gewählt wird, verändern sich die Wahrscheinlichkeiten für Kooperation, 
Konkurrenz oder Konflikt in der Organisation.“56 

In der Ministerialorganisation springen zunächst die umfänglichen formali-
sierten Kommunikationswege ins Auge. Im Jahr 1924 gaben sich die deutschen 
Reichsministerien eine allgemeine und gemeinsame Geschäftsordnung, die im 
Laufe der Zeit an die Bedürfnisse im Geschäftsverkehr angepasst wurde.57 Diese 
Geschäftsordnung regelte vieles von dem, was auch heute noch die (inter-)minis-
terielle Kommunikation kennzeichnet: gegenseitiger Informationsaustausch, 
Umgang mit Anfragen aus dem Parlament bis hin zu Formfragen im persönlichen 
Umgang. Sie bildete einen äußeren Rahmen, der wiederum für jedes Reichsminis-
terium einzeln und im internen Geschäftsverkehr noch einmal ausdifferenziert 
war. Es ist deshalb wesentlich, die Unterschiede zwischen den Ressorts anhand 
ihrer Funktionsbereiche genauer zu betrachten und sie nicht im Sinne einer ab-
strakten „Ministerialbürokratie“ zu analysieren. Die gemeinsame Geschäftsgrund-
lage muss mit den spezifischen Aufgaben der Einzelressorts in Beziehung gesetzt 
werden. Dann wird auch sie zu einer interessanten Quelle. Das Reichsarbeitsminis-
terium etwa besaß einen ausgedehnten nachgeordneten Bereich im Sinne einer 
anhängenden Vollzugsverwaltung, während das Justizministerium über einen sol-
chen nicht verfügte. Während die Kommunikation im Finanzministerium größ-
tenteils auf eng strukturierte Konditionalprogramme (beispielsweise Steuerein-
zug) bezogen war, prägten das Wirtschafts- genauso wie das Arbeitsministerium 
sehr differenzierte Kommunikations- und Weisungsbeziehungen.

Für das Reichsarbeitsministerium bezogen sich die Instanzenzüge seiner drei 
umfangreichsten Geschäftsbereiche – Arbeitsverwaltung, Sozialversicherung und 
Reichsversorgung – auf alle drei nachfolgenden Verwaltungsebenen: Reich, Län-
der, Kommunen. In diesem Mehrebenen-System lassen sich für die Verwaltungs-
organisation uneinheitliche Aufsichts- und Kontrollbeziehungen beobachten.58 
Die Reichsversicherungsanstalten wie auch die Reichsanstalt für Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung agierten relativ autonom, hatten größtenteils 
ihre eigene Programmgestaltung und Personalrekrutierung. Die dritte große 
nachgeordnete Behörde, die Hauptversorgungsämter, wiederum unterstanden 
der direkten Weisung der Berliner Zentrale. Die sorgfältige Rekonstruktion der 

56	 Kühl, Organisationen, S. 107.
57	 Vgl. Reichsministerium des Innern (Hrsg.), Gemeinsame Geschäftsordnung der Reichsminis-

terien. GGO [Gemeinsame Geschäftsordnung] I, Berlin 1924.
58	 Zu Struktur und Aufgaben des Ministeriums, vgl. Ulrike Schulz, Das Reichsarbeitsministeri-

um 1919–1945. Organisation, Führungspersonal und politische Handlungsspielräume, in: 
Alexander Nützenadel (Hrsg.), Das Reichsarbeitsministerium im Nationalsozialismus. Ver-
waltung, Politik, Verbrechen, Göttingen 2017, S. 33-132.
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Kommunikationsbeziehungen ermöglicht es, den Handlungsrahmen einer Orga-
nisation und ihrer Mitarbeiter konkret abstecken zu können. 

Der vielgestaltige nachgeordnete Bereich des Reichsarbeitsministeriums war 
zentral für das interne Funktionieren der Organisation. Er diente der sachthema-
tischen Arbeitsteilung, ohne die eine komplexe Massenverwaltung, in diesem Fall 
der Sozial- und Arbeitsverwaltung, schon in den 1920er Jahren nicht mehr denk-
bar war. Blickt man von den internen Kommunikationswegen auf die Außenkon-
takte des Ministeriums, ergeben sich weitere komplexe Kommunikationsbezie-
hungen auf horizontaler Ebene mit der Reichskanzlei, anderen Reichsbehörden, 
Parteien und (internationalen) Verbänden. Ohne diese im Einzelnen aufzugrei-
fen, sei grundsätzlich festgehalten, dass auch diese Kommunikationsbeziehungen 
selbstverständlich über diverse informelle Dimensionen verfügten. So waren etwa 
die Mitzeichnungsrechte zwischen den Ressorts stets ein Politikum (Ressortegois-
mus). Und keineswegs war bei den Auseinandersetzungen zwischen den Ressorts 
immer ausgemacht, wer seine Ziele am Ende durchsetzte. Nicht zuletzt struktu-
rierten die Ergebnisse der hier getroffenen Übereinkünfte die konkreten Ent-
scheidungsvorlagen für die Politik – und nicht umgekehrt. Mit der allzu vereinfa-
chenden Vorstellung, dass die Verwaltung der Politik dient, hat bereits Luhmann 
in den 1960er Jahren gründlich aufgeräumt.59 

Auch während des Nationalsozialismus boten die Geschäftsordnung und der 
interministerielle Verkehr zwischen den Ministerien teilweise so etwas wie einen 
Schutzschild gegen die Ansprüche und Forderungen der Staatspartei NSDAP. Die 
Ressorts konnten, indem sie sich auf sie beriefen, Nachprüfungen einfordern, 
Verfahren verlangsamen und ihre Interessen neu ausrichten.60 Dieser Prozess ist 
bei vielen Gesetzesinitiativen zu beobachten.61 Fraglos griffen Hitler als Parteifüh-
rer und Reichskanzler sowie sein Beraterstab massiv in den regelhaften Geschäfts-
gang der Ressorts ein. Sie schufen hierfür neue Oberste Reichsbehörden (Luft-
fahrtministerium, Propagandaministerium) um ihre Machtansprüche zu 
stabilisieren. Sie besetzten in den bestehenden Ressorts politische Beamtenpositi-

59	 Vgl. Niklas Luhmann, Politische Planung, in: Ders., Politische Planung. Aufsätze zur Sozio-
logie von Politik und Verwaltung, Opladen 1971, S. 66-89, und ders., Politische Soziologie, 
Berlin 2015, S. 263-352.

60	 Besonders interessant sind dann die Brüche in dieser Kommunikation, wenn dieses Kommu-
nikationsmuster nicht mehr funktioniert. Ein gutes Beispiel sind etwa die Auseinanderset-
zungen zwischen Josef Bürckel und den Reichsministerien beim Anschluss Österreichs 1938; 
vgl. Radomír V. Luža, Österreich und die großdeutsche Idee in der NS-Zeit, Wien/Köln/
Weimar 1977, S. 150-152, und Eimmerich Tálos, Von der Liquidierung der Eigenstaatlichkeit 
zur Etablierung der Reichsgaue der „Ostmark“. Zum Umbau der politisch-administrativen 
Struktur, in: Ders. u. a. (Hrsg.), NS-Herrschaft in Österreich. Ein Handbuch, Wien 2000,  
S. 55-72. 

61	 Viele weitere Beispiele in dem noch immer unübertroffenen Standardwerk zum Thema: 
Broszat, Staat Hitlers, sowie dem ausführlichen, aber nicht immer präzise genug argumen-
tierenden Dieter Rebentisch, Führerstaat und Verwaltung im Zweiten Weltkrieg. Verfassungs-
entwicklung und Verwaltungspolitik 1939–1945, Stuttgart 1989, für die Entwicklungen im 
Zweiten Weltkrieg.
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onen mit hochrangigen Parteigenossen wie etwa im Finanzministerium.62 Diese 
neuen Verteilungen brachen die bisherige Ministeriumsorganisation auf, verän-
derten sie jedoch nicht grundsätzlich. Es gab gerade zu Beginn viel Unsicherheit 
über die neuen Kommunikationswege zwischen Ministeriums- und Parteiorgani-
sation. Zugleich ergaben sich aber für die Ministerien nicht nur Einschränkungen 
in ihrer Handlungsfähigkeit oder Konkurrenzbeziehungen zu Parteibehörden, 
sondern auch erheblich erweiterte Spielräume. Die parlamentarische Auseinan-
dersetzung war weggefallen, die Gesetzesinitiativen sowie die Hoheit über die 
Verfahren lagen nun in der Hand der Ressorts. Sie waren auf diese Weise ganz er-
heblich an der inhaltlichen Politikgestaltung der Regierung Hitler beteiligt.63 Ein 
Beispiel aus der Perspektive des Reichsarbeitsministeriums illustriert diesen Zu-
sammenhang bei der Erarbeitung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Ar-
beit (AOG).64 

Das Reichsarbeitsministerium geriet sofort nach der Machtübernahme 1933 in 
diverse Konflikte mit den Ansprüchen von Partei und Regierung. Die bisherige 
Arbeitsgrundlage stand in verschiedenen Abteilungen zur Disposition. Besonders 
betraf das die Hauptabteilung III, das Lohn- und Tarifwesen. Mit der gewaltsamen 
Auflösung der Gewerkschaften am 2. Mai 1933 fiel für sie ein erheblicher Aufga-
benbereich fort. Die bisherige Gesetzeslage, das kollektive Arbeitsrecht, war auf 
die autonomen Verhandlungen zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerk-
schaften ausgerichtet gewesen. Das entstehende Vakuum setzte das Ministerium 
unter Handlungsdruck. Mansfeld, der neue Leiter der Abteilung, begab sich mit 
seinen Mitarbeitern sofort in Verhandlungen mit dem Reichswirtschaftsministeri-
um sowie mit Robert Ley, der ab dem 10. Mai 1933 der Deutschen Arbeitsfront 
(DAF) vorstand. Mansfeld und seine Abteilung verhandelten mit diesen beiden 
Instanzen im Mai 1933 das Treuhändergesetz. Dieses Gesetz war zwar eng an den 
bereits bestehenden Kommunikationsstrukturen des Ministeriums ausgerichtet, 
unterschied sich aber auch in wesentlichen Punkten. An die Stelle der bisherigen 
– richtliniengebundenen – Schlichter traten Treuhänder der Arbeit als direkt wei-
sungsgebundene nachgeordnete Behörde. Für das Jahr 1933 blieben die Hand-
lungsspielräume dieser Treuhänder zwar noch vage, weil die Gesetzesgrundlage 
für ihre künftigen Aufgaben noch fehlte. Das Ministerium setzte aber mit dem 
Treuhändergesetz ein Provisorium für den Übergang durch, von dem die Beam-
ten wahrscheinlich wussten, wie schwer es wieder aus der Welt zu schaffen war.65 
Das Provisorium erwies sich dann auch bei der Neugestaltung des Arbeitsrechts 
unter nationalsozialistischen Vorzeichen mit dem AOG am 20. April 1934 als Aus-

62	 Vgl. Christiane Kuller, Bürokratie und Verbrechen. Antisemitische Finanzpolitik und Verwal-
tungspraxis im nationalsozialistischen Deutschland, München 2013.

63	 Vgl. Schulz, Reichsarbeitsministerium, in: Nützenadel (Hrsg.), Reichsarbeitsministerium,  
S. 73-77.

64	 Vgl. Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit, 20.1.1934, in: Reichsministerium des Innern 
(Hrsg.), Reichsgesetzblatt (künftig: RGBl.) 1934, Teil I, S. 45.

65	 Vgl. Sören Eden, Arbeitsrecht im NS-Staat. Die Treuhänder der Arbeit und die Kriminali-
sierung der Arbeitsvertragsbrüche, in: Nützenadel (Hrsg.), Reichsarbeitsministerium,  
S. 246-281.
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gangspunkt.66 Außerdem wahrte es seine bisherigere Position gegenüber der DAF, 
die vor allem das Tarifwesen an sich ziehen wollte. 

Es gab für das AOG keinen regelhaften Abstimmungsprozess unter den Res-
sorts. Stattdessen arbeiteten Arbeits- und Wirtschaftsministerium in enger Ab-
stimmung mit der DAF und der Parteikanzlei einen gemeinsamen Entwurf aus. 
Das Reichsjustizministerium bekam diesen erst im Dezember 1933 zu sehen, die 
anderen Reichsministerien sogar erst kurz vor der Kabinettssitzung am 12. Januar 
1934, in der das Gesetz bereits verabschiedet werden sollte. Es gab entsprechend 
Kritik angesichts dieser den bisherigen Regeln entgegenstehenden interministe-
riellen Kommunikation und auch inhaltliche Bedenken.67 Verschiedene Behör-
den drängten darauf, den Entwurf länger zu besprechen, offene Fragen vorab zu 
klären. Dem wurde in jener Kabinettssitzung zunächst entsprochen, dann aber 
kurzfristig eine Chefbesprechung noch am gleichen Tag anberaumt. Während 
dieser konnte Reichsarbeitsminister Franz Seldte seine Kollegen dann anschei-
nend überreden, den bestehenden Entwurf noch am selben Tag zu verabschie-
den. Es handelte sich um einen höchst seltenen Vorgang, der sich im informellen 
Bereich abspielte und deswegen auch nicht überliefert ist.

Dennoch lässt sich plausibel vermuten, warum Seldte als Vertreter des Reichs-
arbeitsministeriums so nachdrücklich forderte, alle Zweifel zurückzustellen und 
auf die Durchführungsverordnungen nach Veröffentlichung des Gesetzes zu war-
ten. Aus Sicht des Ministeriums brachte das AOG endlich die Rechtsgrundlage, 
die es seit Mai 1933 nicht mehr gab. Es überließ den Treuhändern der Arbeit zu-
dem alle konkreten Verwaltungsaufgaben, was das vorrangige Ziel des Ministeri-
ums war und gegenüber den Ansprüchen der DAF den nötigen Rückhalt vermit-
telte. Aus Sicht der NSDAP und der DAF wiederum konnte man endlich dieses 
symbolpolitisch so bedeutsame Signal in der Öffentlichkeit setzen, das alte System 
von Weimar sei abgeschafft. 

Weil die Verhandlungen zuvor so mühsam gewesen waren, brauchte es drin-
gend diesen Abschluss. Gerade in den Abweichungen der Kommunikationswege 
stecken interessante Details der Verhandlungen und Entscheidungsgrundlagen. 
Glaubt man den retrospektiven Schilderungen Mansfelds, dem Leiter der Haupt-

66	 Vgl. Tim W. Mason, Zur Entstehung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit, vom 
20. Januar 1934. Ein Versuch über das Verhältnis „archaischer“ und „moderner“ Momente 
in der neusten deutschen Geschichte, in: Hans Mommsen/Dietmar Petzina/Bernd Weis-
brod (Hrsg.), Industrielles System und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, 
Kronberg/Ts. 1974, S. 322-351; Andreas Kranig, Das Gesetz zur Ordnung der Nationalen Ar-
beit (AOG). Grundgesetz der nationalsozialistischen Arbeitsverfassung?, in: Harald Steindl 
(Hrsg.), Wege zur Arbeitsrechtsgeschichte, Frankfurt a. M. 1984, S. 441-500; Matthias Frese, 
Betriebspolitik im „Dritten Reich“. Deutsche Arbeitsfront, Unternehmer und Staatsbürokra-
tie in der westdeutschen Großindustrie 1933–1939, Paderborn 1991, S. 93-113, und Rüdiger 
Hachtmann, Die rechtliche Regelung der Arbeitsbeziehungen im Dritten Reich, in: Dieter 
Gosewinkel (Hrsg.), Wirtschaftskontrolle und Recht in der nationalsozialistischen Diktatur. 
Das Europa der Diktatur, Frankfurt a. M. 2005, S. 135-155.

67	 Vgl. Ministerbesprechung, 12.1.1934, in: Akten der Reichskanzlei. Die Regierung Hitler, Teil 
I: 1933/34, Bd. 2: 12.9.1933–27.8.1934, bearb. von Karl-Heinz Minuth, Boppard am Rhein 
1983, Nr. 284 , S. 1070-1072.
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abteilung III des Ministeriums, gaben die Vertreter von NSDAP und DAF den ge-
nerellen inhaltlichen Kurs für das Gesetz vor. Sie nahmen neben dem Wirtschafts-
ministerium an allen Beratungen teil. Mansfeld beschrieb, dass „gewisse 
Grundsätze“ feststanden, etwa die Ausschaltung der Sozialpartner und die Ein-
führung des Führerprinzips. Er schilderte aber auch sein Bemühen, aus Sicht des 
Ministeriums gänzlich unhaltbare Forderungen der Partei abzuwiegeln: 

 
„Dem Unternehmer, den er [Ley] als Kompanieführer bezeichnete, wollte er 
lediglich einen von der Arbeitsfront bestimmten Vertrauensmann als ‚Kompa-
niefeldwebel‘! [sic!] beigeben und im Übrigen den Betrieb zu einer Art weltan-
schaulichen Filiale der Arbeitsfront und Partei mit eigenen politischen Führer-
stab und Blocks und Zellen ausgestalten. Dass trotzdem dieses Gesetz geschaffen 
werden und Ley’s Pläne, ohne dass er es merkte, vereiteln konnte [sic!] betrachte 
ich als einen wesentlichen Erfolg.“68

  

Mansfeld beschrieb mehr nebenbei den deutlichen Bruch mit den Kommunika-
tionsregeln der Verwaltung im Verhältnis zur Politik. Die von der Politik autono-
me Sphäre der Verwaltung – nach Luhmann eine der Voraussetzungen ihrer Funk-
tions- und Arbeitsweise – war durchbrochen.69 Dass die Vertreter der Staatspartei 
direkt am Gesetzestext mitarbeiteten, teilweise bis in die Formulierungen hinein, 
widersprach den formalen und bisher auch in der Praxis etablierten Kommunika-
tionswegen der Ministerialverwaltung. Für eine Gesetzgebungsinitiative hörten 
die Ressorts die maßgeblichen und inhaltlich verknüpften Parteien, Verbände 
und Experten zwar an. Man verhandelte im Vorfeld auch schon strittige Fragen, 
aber weiter ging die Einflussnahme nicht. Doch dagegen stand, und Mansfeld gab 
es in der zitierten Passage unumwunden zu, dass im Ministerium ganz erhebliche 
Spielräume zur Durchsetzung der eigenen Position entstanden waren. Nicht nur 
die parlamentarische Kontrolle durch den Reichstag, sondern auch die Beratung 
mit anderen Regierungsmitgliedern und den Verbänden waren ausgesetzt. 

Das Beispiel zeigt, wie wichtig die Analyse der Kommunikationswege ist, um 
die teils drastischen und von außen kaum einsehbaren Verschiebungen im Ver-
waltungshandeln unter den Bedingungen der nationalsozialistischen Diktatur 
erkennen zu können. Diese Prozesse gehen verloren, wenn sie mit dem Handeln 
von individuellen Personen gleichgesetzt und verwechselt werden. Die Kommuni-
kationsregeln in der Ministerialverwaltung legen stattdessen einen vorsichtigeren 
Umgang und die Berücksichtigung der formalen wie informellen Kommunikati-
onswege nahe. Das bedeutet nicht, alles auf unpersönliche Strukturen oder 
machtpolitische Dynamiken zwischen traditionellen und parteipolitischen Eliten 
zu verlagern. Es bedeutet aber, im Detail zu analysieren, wie sich individuelle 

68	 Archiv Bundesbeauftragte(r) für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemali-
gen DDR, MfS BV Halle, Ast 7473, Bl. 23, Werner Mansfeld, betr.: Lebenslauf und politische 
Betätigung, 1947.

69	 Vgl. Luhmann, Politische Soziologie, S. 96-98.
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Handlungsspielräume des Personals in Organisationen messen lassen können. 
Ihre Kommunikationswege stellen hierfür ein gutes Maß bereit.

VI. Programme

Wie konkret und in welchem Maße steuerten Organisationen wie das Reichsar-
beitsministerium und seine nachgeordneten Behörden die Entscheidungen ihrer 
Mitglieder und welche Handlungsfreiheiten blieben dabei den einzelnen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern? Diese Frage führt zu dem Instrument von Organi-
sationen, mittels dessen sie das Handeln ihrer Mitglieder maßgeblich prägen – 
den Programmen. Diese sind nach Luhmann und Kühl von der Organisation 
vorgegebene Kriterien, an denen die Mitglieder ihre Einzelentscheidungen aus-
richteten.70 In der öffentlichen Verwaltung drücken sich diese häufig in Gesetzen, 
Verordnungen und Anordnungen aus, kommen aber auch in Form informeller 
Handlungsanweisungen und -gewohnheiten zum Tragen. Beispielsweise legte das 
Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit fest, dass die Treuhänder Tariford-
nungen nur zum Schutze der Arbeitnehmer erlassen durften. Ohne es schriftlich 
zu fixieren, erwartete das Reichsarbeitsministerium aber selbstverständlich auch, 
dass die Treuhänder ihre tariflichen Entscheidungen den wirtschaftlichen und 
sozialen Zielen der NS-Reichsregierung anpassten. Dabei sind Programme im 
Hinblick auf die individuellen Handlungsspielräume für die damit befassten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter ambivalent zu beurteilen. Einerseits schränken sie 
die jeweiligen Entscheidungsmöglichkeiten erheblich ein, indem sie deren Para-
meter festlegen. Andererseits öffnen sie Handlungsmöglichkeiten, da sie den Mit-
gliedern überhaupt erst Befugnisse übertragen.

Auch wenn die Grenzen in der Praxis fließend sind, lässt sich analytisch zwi-
schen sogenannten Zweck- und Konditionalprogrammen unterscheiden. Zweck-
programme geben meist nur eine einzige Handlungsprämisse vor: das Erreichen 
des vorgegebenen Ziels. Sie überlassen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
dafür aber häufig die Wahl der Mittel.71 Mit Hilfe dieser output-orientierten 
Zweckprogramme stellen Organisationen sicher, dass ihre Mitglieder zum einen 
ihre Kräfte auf das ausgewiesene Ziel ausrichten. Zum anderen soll gewährleistet 
werden, dass der vorgegebene Zweck so schnell wie möglich von den Mitgliedern 
erfüllt wird, indem die Organisationen ihnen dabei größtmögliche Handlungs-
freiheiten gewähren. Das erwähnte Gesetz über die Treuhänder der Arbeit vom 
19. Mai 1933 beispielsweise beauftragte die gleichnamige Behörde mit der „Auf-
rechterhaltung des Arbeitsfriedens“.72 Auf welche Weise dieses Ziel zu erreichen 

70	 Vgl. Kühl, Organisationen, S. 103.
71	 Vgl. Luhmann, Funktionen und Folgen, S. 231 u. S. 282, und Kühl, Organisationen, S. 55.
72	 Gesetz über die Treuhänder der Arbeit, 19.5.1933, in: Reichsministerium des Innern (Hrsg.), 

RGBl. 1933, Teil I, S. 285. Treuhänder der Arbeit meint dabei sowohl den gleichnamigen 
Amtsträger, als auch den Namen der gleichlautenden Behörde. Letzteres wird im Folgenden 
kenntlich gemacht, indem von Treuhänder-Behörde oder Treuhänder-Verwaltung gespro-
chen wird. 1937 benannte die Reichsregierung die Amtsträger und Behörde in „Reichstreu-
händer der Arbeit“ um.
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war, darüber machte das Gesetz keine Vorgaben. Es blieb den Treuhändern freige-
stellt. Während die Rechtswissenschaften noch rätselten, wo überhaupt die Hand-
lungsgrenzen der Amtsträger lagen,73 erließ etwa Josef Klein, der westfälische 
Treuhänder, gleich zu Beginn seiner Amtszeit eine Anordnung, in der er Streiks 
und Aussperrungen verbot.74 

Anders die input-orientierten Konditionalprogramme – sie koppeln einen äu-
ßeren Impuls an eine dann auszuführende Handlung:75 „Der Vorgesetzte legt ge-
wisse Mitteilungen als auslösende Signale für bestimmte Entscheidungen des Un-
tergebenen fest. Wenn eine bestimmte Mitteilung eingeht, muß so und so 
entschieden werden.“76 Entsprechend fallen die individuellen Spielräume deut-
lich kleiner aus als bei Zweckprogrammen. Konditionalprogramme werden dem-
gemäß besonders häufig bei massenhaften Verwaltungsvorgängen wie einem An-
trag auf Arbeitslosenhilfe verwendet. Sie spiegeln sich etwa in den amtlichen 
Formularen wider und sind ein wesentlicher Grund für das bekannte Bild von 
Verwaltungen als Maschinen. Dieses impliziert die Kritik, dass die Verwaltungsbe-
amtinnen und -beamten mit so eindeutigen und präzisen Vorgaben ausgestattet 
werden, dass sie keinerlei Entscheidungsfreiheiten besitzen. Ob ein Mensch am 
Schalter sitzt oder ein Roboter, scheint keinen Unterschied zu machen. Am Ende 
handele es sich doch nur um ein kleines Rad in der komplexen Verwaltungsma-
schine.77 Tatsächlich geht diese Kritik nicht gänzlich fehl. Je präziser Konditional-
programme definiert sind, desto weniger Entscheidungsfreiheiten ergeben sich. 
In genau dieser massiven Einschränkung der individuellen Handlungspotenziale 
liegt auch die Funktion von Konditionalprogrammen. Je ausdifferenzierter die 
Handlungsanweisungen sind, desto unwichtiger wird aus Sicht der Organisation 
die handelnde Person. Auf den unteren Verwaltungsebenen fallen die Handlungs-
anweisungen häufig so detailliert aus, dass man dort kein hochqualifiziertes Per-
sonal mehr braucht. 

Für die individuellen Spielräume des ausführenden Personals spielt die ganz 
konkrete Programmierung also eine entscheidende Rolle. Ein Beispiel aus der 
Arbeitsweise der Treuhänder der Arbeit kann das veranschaulichen. Die neue Or-
ganisation hatte auf der Grundlage des AOG vom 20. Januar 1934 als nachgeord-
nete Behörde des Reichsarbeitsministeriums den Zweck zu verfolgen, den soge-
nannten Arbeitsfrieden zu wahren, also das Aufkommen von Arbeitskonflikten zu 
verhindern. Darüber hinaus beauftragte das Ministerium sie, das Lohnniveau zu-
gunsten der Rüstungsprogramme möglichst stabil zu halten.78 Mit ihrer exklusi-

73	 Vgl. Alfons Burghardt, Zuständigkeitsgrenzen der Reichstreuhänder der Arbeit, Würzburg 
1939, S. 4-7.

74	 Vgl. Tilla Siegel, Leistung und Lohn in der nationalsozialistischen „Ordnung der Arbeit“, 
Opladen 1989, S. 38.

75	 Vgl. Kühl, Organisationen, S. 103 f.
76	 Luhmann, Funktionen und Folgen, S. 98 f. 
77	 Zu dieser Bürokratie-Kritik vgl. Peter Becker, Bürokratie, Version: 1.0, in: Docupedia-Zeitge-

schichte, 30.8.2016: www.docupedia.de/zg/Becker_buerokratie_v1_de_2016 [19.2.2018].
78	 Zur Lohnpolitik zwischen 1933 und 1945 vgl. Rüdiger Hachtmann, Industriearbeit im „Drit-

ten Reich“. Untersuchungen zu den Lohn- und Arbeitsbedingungen in Deutschland 1933–
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ven Befugnis, Tarifordnungen zu erlassen, verfügten die Treuhänder dazu über 
ein Instrument, das geeignet schien, sowohl Konflikte in den Arbeitsbeziehungen 
als auch steigende Löhne zu verhindern. 

Zu Beginn der NS-Herrschaft waren die Rahmenbedingungen für die Bewälti-
gung dieser Aufgaben in gewisser Weise günstig. Die Massenarbeitslosigkeit 
wirkte disziplinierend und ließ den Beschäftigten kaum Raum für individuelle 
Forderungen nach Lohnerhöhungen, geschweige denn kollektive Arbeitskämpfe 
zu deren Durchsetzung. Mitte der 1930er Jahre jedoch änderten sich die Rahmen-
bedingungen. Die Massenarbeitslosigkeit wich einem immer stärker um sich grei-
fenden Arbeitskräftemangel, und gerade in den rüstungsrelevanten Industrien 
zog die Konjunktur kräftig an. Die Arbeitsplatzsicherheit verlor ihre disziplinie-
rende Wirkung, und der Arbeitsplatzwechsel (beziehungsweise die Drohung da-
mit) wurde in Ermangelung kollektiver Interessenvertretungen zum wichtigsten 
„Arbeitskampfmittel“ der Arbeitnehmer.79 Der Wandel der Kräfteverhältnisse auf 
dem Arbeitsmarkt offenbarte die Widersprüchlichkeit der Programmierung. „Ar-
beitsfrieden“ und Lohnstabilität ließen sich kaum mehr vereinbaren.80 

Nachdem die NS-Reichsregierung den verfügten Lohnstopp seit 1938 deutlich 
verschärft hatte, blieben den Treuhändern so gut wie keine tariflichen Spielräu-
me mehr.81 Das Reichsarbeitsministerium regelte mit Hilfe von Durchführungsbe-
stimmungen bis ins Detail, unter welchen Bedingungen die Treuhänder und ihre 
Sachbearbeiter individuelle Lohnerhöhungen oder -zuschläge gewähren durf-
ten.82 Zugleich gerieten die Treuhänder auf ihrem zweiten Handlungsfeld aber 
unter massiven Druck. Obwohl die NS-Reichsregierung die Arbeitsmarktfreiheit 
Ende der 1930er Jahre immer stärker einschränkte, wechselten Millionen deut-
scher Arbeitskräfte ihre Stelle, um bessere Arbeitsbedingungen zu erreichen. Sie 
missachteten die Kündigungsfristen oder provozierten die Kündigung durch de-
viantes Verhalten.83 Für die Treuhänder war dies doppelt problematisch: Die zahl-
losen Konflikte waren ein unübersehbares Zeugnis dafür, dass die Arbeitsbezie-
hungen keinesfalls friedlich verliefen und erhöhten zudem den Lohndruck. Die 
Treuhänder liefen Gefahr, den Zwecken ihrer Organisation nicht mehr gerecht 

1945, Göttingen 1989, und Siegel, Leistung und Lohn.
79	 Streiks waren ohne Gewerkschaften nicht nur wesentlich schwieriger zu organisieren, son-

dern wurden zudem von der Gestapo unter der Mitwirkung der Treuhänder und DAF be-
kämpft, indem deren vermeintliche Initiatoren der Gestapo übergeben wurden; vgl. Günter 
Morsch, Streik im „Dritten Reich“, in: VfZ 36 (1988), S. 649-689, hier S. 677.

80	 Vgl. Siegel, Leistung und Lohn, S. 136.
81	 Es sei denn, es ordnete für bestimmte Branchen explizit tarifliche Lohnerhöhungen an. 

Abseits von Lohnfragen existierten dagegen erhebliche Gestaltungsräume. Zum Tarifwesen 
während der NS-Herrschaft die im Erscheinen begriffene Dissertation von Sören Eden.

82	 BArch, R 3901/20067, Bl. 7-9, Mansfeld (Reichsarbeitsministerium, künftig: RAM) an die 
Reichstreuhänder der Arbeit, betr.: Richtlinien für die Überwachung der betrieblichen Ar-
beitsbedingungen, 25.7.1939. Die Möglichkeiten zur Durchsetzung der Anweisungen waren 
jedoch begrenzt; vgl. Hachtmann, Industriearbeit, S. 121-124.

83	 Das deviante Verhalten der Beschäftigten wird in zahlreichen Studien der Arbeitergeschichte 
thematisiert. Einen aktuellen Überblick gibt Michael Schneider, In der Kriegsgesellschaft. 
Arbeiter und Arbeiterbewegung 1939 bis 1945, Bonn 2014, hier S. 584-604.
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werden zu können. Sie begegneten diesem Zielkonflikt, indem sie Vertragsbrüche 
zunehmend kriminalisierten. Am Lohnstopp konnten sie nichts ändern. In Reak-
tion auf dieses Dilemma deuteten die Treuhänder die Lohngestaltungsverord-
nung vom 25. Juni 1938, die geradezu ein idealtypisches Zweckprogramm war, auf 
höchst umstrittene Weise aus. Sie ermächtigte die Treuhänder, „alle Maßnahmen 
zu treffen, die erforderlich sind, um eine Beeinträchtigung der Wehrhaftma-
chung und der Durchführung des Vierjahresplans durch die Entwicklung der 
Löhne und der sonstigen Arbeitsbedingungen zu verhindern“.84 Sich auf diese 
Generalklausel berufend, erließen die Treuhänder binnen weniger Monate An-
ordnungen, die Arbeitsvertragsbrüche unter Strafe stellten. Weil Vertragsbrüche 
den Druck auf die Löhne erhöhten und steigende Löhne wiederum den Anstieg 
der Rüstungskosten bedeuteten, sahen sich die Treuhänder ermächtigt, das devi-
ante Verhalten nicht mehr privat-, sondern strafrechtlich zu behandeln.85 Sie 
sorgten in der Folge dafür, dass zahllose Menschen in Gefängnisse, Arbeitserzie-
hungs- oder Konzentrationslager verbracht wurden. 

Die Sanktionsverfahren regelten wiederum typische Konditionalprogramme. 
Wenn ein Arbeitgeber beispielsweise einen seiner Mitarbeiter wegen Vertrags-
bruchs bei der Treuhänder-Behörde anzeigte, musste der zuständige Sachbear-
beiter den Fall prüfen und entscheiden, ob der Beschuldigte seiner Meinung 
nach die Kontraktbruch-Kriterien erfüllt hatte. Nur selten lag dabei eine eindeu-
tige Sachlage vor. So annoncierte etwa ein Gastwirt eine Stelle für eine Erste Kö-
chin. Da die neue Angestellte dann aber Tätigkeiten einer Küchenhilfe erledigen 
sollte, verließ sie den Betrieb ohne Rücksicht auf die Kündigungsfristen. Doch 
hatte sie den Arbeitsvertrag gebrochen? Oder war der Arbeitsvertrag in diesem 
Fall nichtig?86 Nach der ersten Entscheidung über die Schuld musste der Beamte 
im nächsten Schritt ein aus seiner Sicht geeignetes Strafmaß wählen. Zu berück-
sichtigen waren hierfür die Schwere der Tat, das Geschlecht und Alter, aber auch 
eine etwaige Mitgliedschaft in der NSDAP.87 Wie diese Kriterien zu gewichten wa-
ren, blieb dem Sachbearbeiter überlassen, denn die Direktiven des Reichsarbeits-
ministeriums unterschieden nur zwischen leichten und schweren Fällen. Daraus 
ergaben sich erhebliche Entscheidungsfreiheiten.88 Die Spannweite lag zwischen 
einer Verwarnung und der Einweisung in Arbeitserziehungslager, welche in den 
schlimmsten Fällen eine Sterblichkeitsrate von bis zu 60 Prozent aufwiesen.89 

Nicht zuletzt konnten Widersprüche in den Programmen selbst Spielräume für 
das Personal öffnen. In diesen Fällen bestand für ein Mitglied etwa die Möglich-

84	 Verordnung über die Lohngestaltung, 25.6.1938, in: Reichsministerium des Innern (Hrsg.), 
RGBl. 1938, Teil I, S. 691.

85	 Vgl. Eden, Arbeitsrecht, in: Nützenadel (Hrsg.), Reichsarbeitsministerium, S. 246-281.
86	 So ein Beispiel in Carl Sturm, Richtlinien für die Bearbeitung von Strafsachen in der Reichs-

treuhänderverwaltung, Berlin 1943, S. 31 f.
87	 StAM, Arbeitsämter 1160, unpag., „Arbeitsvertragsbruch des Jugendlichen“, 1942.
88	 BArch, NS 6/456, Bl. 8-10, Wilhelm Kimmich (RAM) an die Reichstreuhänder der Arbeit, 

betr.: Bekämpfung der Arbeitsvertragsbrüche, 15.6.1940.
89	 Zu den Arbeitserziehungslagern vgl. Gabriele Lotfi, KZ der Gestapo. Arbeitserziehungslager 

im Dritten Reich, Stuttgart/München 2000.
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keit, einem Programm dann nicht Folge zu leisten, wenn es sich im gleichen Fall 
auf eine andere Anweisung berufen konnte. So meldeten sich 1943 in einem Ber-
liner Arbeitsamt vier ukrainische Zwangsarbeiterinnen, die mit ihrer Stelle bei 
der AEG Aktiengesellschaft unzufrieden waren und um Vermittlung in eine ande-
re Beschäftigung baten. Der Amtmann, der zugleich als Beauftragter des Treuhän-
ders der Arbeit agieren konnte, hätte sich zu einer Vermittlung der Frauen ent-
scheiden können, befand aber stattdessen, dass die vier sich des 
Arbeitsvertragsbruchs schuldig gemacht hätten und beantragte bei der Gestapo 
die Einweisung in ein Arbeitserziehungslager. Er begründete seine Entscheidung 
damit, dass die vier Frauen dem Betrieb ferngeblieben waren, als sie die Amtsstu-
be betreten hatten.90

Die Staatsbediensteten waren mithin in einen ganzen Komplex von unter-
schiedlichen Programmen eingebunden. Die Lohnstopp-Bestimmungen machen 
sichtbar, in welch hohem Maße das Handeln der Beamten von den Programmen 
der Organisation vorgegeben wurde. Bei der Bestrafung von Vertragsbrüchen 
zeigte sich, dass aber selbst die detailliertesten Konditionalprogramme nur ideal-
typische Situationen vorgaben, die zwangsläufig mit der um ein Vielfaches kom-
plexeren Lebenswirklichkeit kollidierten. Einerseits strukturierten die Pro-
gramme also das Handeln der Treuhänder, andererseits formten diese die 
Programme erst aus. Es kann deshalb nicht genügen, lediglich die Programme 
der Organisationen inhaltlich zu bewerten, will man die Rolle der einzelnen Be-
amtinnen und Beamten untersuchen. Ebenso müssen deren Aneignungen in den 
Blick genommen werden. 

VII. Die Stelle – Das Zusammenwirken von Programmen, Kommunikati-
onswegen und Personal

In Organisationen ist das Personal immer im Zusammenspiel mit den anderen 
Strukturmerkmalen Programm und Kommunikationswege zu bewerten. Das Zu-
sammenwirken dieser drei Funktionsbereiche wird am deutlichsten sichtbar auf 
der „kleinsten organisatorisch zu definierenden Organisationseinheit“ – der Stel-
le.91 Auf jeder Stelle werden bestimmte Programme in der Organisation ausge-
führt, sie ist in eine festgelegte Hierarchie eingebunden und stets mit einer kon-
kreten Person besetzt. Die Strukturmerkmale, die sich auf der Stelle vereinen, 
lassen sich zudem unter dem Aspekt der „wechselseitigen Substituierbarkeit“92 
beobachten und untersuchen. 

 
 

90	 Die Frauen wurden daraufhin tatsächlich in einem Arbeitserziehungslager interniert; 
Dokumentationszentrum Schöneweide, Sammlung der Berliner Geschichtswerkstatt,  
OST. Nr. 333, 364.

91	 Kühl, Organisationen, S. 109.
92	 Niklas Luhmann, Reform des öffentlichen Dienstes, in: Ders., Politische Planung, S. 203-256, 

hier S. 208.
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„Wenn eine Aufgabe nicht im Detail programmiert werden kann, steigen fast au-
tomatisch die Anforderungen an die Person des Entscheiders. Umgekehrt: Wenn 
eine Person nicht alle benötigten Fähigkeiten besitzt, muss die Beteiligung an-
derer Stellen vorgeschrieben, die hierarchische Aufsicht verstärkt oder die ‚Pro-
grammschraube‘ angezogen werden. Wenn man sich weder auf Programme noch 
auf das Personal verlassen kann, muss sich eine Organisation auf ihre Kommuni-
kationswege in Form einer tief gestaffelten Hierarchie verlassen.“93

 
Die wechselseitige Substituierbarkeit legt den Blick auf die hier interessierende 
Frage frei: Wie viel Handlungsspielraum hatten die Behördenmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter? Und umgekehrt, wie viel Handlungszwang wirkte auf sie? Ganz 
grundsätzlich gilt der folgende Zusammenhang: Je enger eine Stelle über ein Pro-
gramm fixiert und je weiter sie am Ende der Hierarchie- und Weisungskette ange-
siedelt war, desto weniger konnten persönliche oder politische Einstellungen Ein-
fluss auf Entscheidungen und Handeln der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
genommen haben. In ein empirisches Beispiel übersetzt, hieße das: Ein Vermitt-
ler eines Arbeitsamts hatte während des Kriegs klare Vorgaben, welchem Unter-
nehmen er die immer knapperen Arbeitskräfte zuzuweisen hatte. Festgelegte 
Dringlichkeitsstufen, die den Arbeitskräftebedarf der Unternehmen priorisier-
ten, nahmen ihm die Entscheidung ab. In der gleichen Weise legten Durchfüh-
rungsbestimmungen fest, in welchem Fall und auf welche Weise die Zwangsarbei-
terinnen und -arbeiter anzufordern und den Unternehmen zuzuweisen waren.94 
Das Programm lief im Grundsatz unabhängig von der persönlichen Einstellung 
der Person ab. Es war weitgehend irrelevant, ob der Vermittler ein glühender An-
hänger des NS-Regimes oder ein wieder eingestelltes SPD-Mitglied war. Wäre dem 
nicht so gewesen, dann wäre die Stabilität der Verwaltung insbesondere im Krieg 
nicht erklärbar. Die Feststellung spricht nicht die einzelnen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Arbeitsverwaltung von der Verantwortung für die Verbrechen 
des Zwangsarbeiter-Einsatzes frei. Aber sie lässt es eben auch nicht zu, unbewiesen 
und kollektiv das gesamte Personal als überzeugte Nationalsozialisten zu verurtei-
len. Die nötige Differenzierung leistet, von der Stelle ausgehend, das hier vorge-
stellte Modell.
Drei Aspekte umreißen die Dimensionen individueller Handlungsspielräume in 
Organisationen: a) Stellen mit größerer Entscheidungsfreiheit, b) deviantes Ver-
halten und c) die Frage nach der Leistungsmotivation. 
a) �Wenn das Handeln der Beamtinnen und Beamten nicht durch die Programme 

im Detail vorgegeben war, stieg der Handlungs- und Entscheidungsspielraum. 
Bei der Rekrutierung von Zwangsarbeiterinnen und -arbeitern unterschied sich 
der Handlungsspielraum der Arbeitsverwalterinnen und -verwalter etwa nach 
Zeit und besetztem Gebiet. So waren die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
„Protektorat Böhmen und Mähren“ seit der Gründung von lokalen Arbeits- 

93	 Kühl, Organisationen, S. 112.
94	 Vgl. Henry Marx, Arbeitsverwaltung und Organisation der Kriegswirtschaft, in: Nützenadel 

(Hrsg.), Reichsarbeitsministerium, S. 282-312, hier S. 301 f.
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ämtern in sehr konkrete Programmvorgaben eingebunden. Anders stellte sich 
die Situation für den Leiter einer Werbekolonne dar, der aus der besetzten Uk-
raine Zwangsarbeiterinnen und -arbeiter zu pressen hatte. Ihm wurden allge-
meine Zielvorgaben im Rahmen eines Zweckprogramms gemacht. Wenn die 
geforderte Zahl von Arbeitskräfte nicht auf dem vom Reichsarbeitsministerium 
vorgeschlagenem Weg zu erreichen war, blieb es der Entscheidung des Mitar-
beiters überlassen, ob er auf Überredung, Bestechung, Gewalt oder andere 
Mittel setzte.95 

b) �Selbstverständlich stand theoretisch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
die Möglichkeit offen, die Vorgaben der Organisation in einem gewissen Rah-
men zu ignorieren. Häufig dulden Organisationen solche Abweichungen so-
gar, solange sie nicht die Legitimität der Organisation an sich infrage stellen. 
Aus ihrer Perspektive können die Regelwidrigkeiten eine Form der „brauch-
baren Illegalität“96 ergeben, wenn sie im Gegenzug weitreichende und zum Teil 
widersprüchliche Anforderungen an ihre Mitglieder durchsetzen können.97 
Diese Form der Handlungsspielräume ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ist für die Organisation durchaus funktional. Es wäre zu ergründen, wo Organi-
sationen der „brauchbaren Illegalität“ Grenzen setzten, wie und warum sich 
diese verschoben und mit welchen Mitteln Organisationen das Übertreten die-
ser Grenzen sanktionierten. 

 �Freilich missachten Mitglieder auch Vorschriften in Fällen, die nicht unbe-
dingt in den Bereich einer aus Organisationssicht „brauchbaren Illegalität“ fal-
len. Im Arbeitsamt Gnesen (Gniezno) im Warthegau schlugen die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter regelmäßig die vorstellig werdenden polnischen 
Arbeitslosen. Im Arbeitsamt Posen prügelten zwei Mitarbeiter eine polnische 
Frau sogar zu Tode.98 Der Übergriff war weder Teil eines Programms der Ar-
beitsverwaltung noch von den internen Regeln der Organisation gedeckt.99 
Auch Adalbert Szepessy, Leiter der Nebenstelle des Arbeitsamts im Krakauer 
Ghetto, handelte entgegen den Vorgaben seiner Stelle. Als die SS mit den De-
portationen in die Vernichtungslager begann, stellte Szepessy fiktive Arbeitszu-
teilungen für Jüdinnen und Juden aus, bescheinigte ihnen falsche, rüstungsre-
levante Berufe und versuchte, sie damit vor der Deportation zu bewahren.100 
Deviantes Verhalten, so steht zu vermuten, lässt als eine der ganz wenigen Mo-

95	 Vgl. Swantje Greve, Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz und das Reichsar-
beitsministerium, in: Ebenda, S. 387-422.

96	 Luhmann, Funktionen und Folgen, S. 304.
97	 Vgl. Luhmann, Folgen und Funktionen, S. 304-314, und Kühl, Ganz normale Organisatio-

nen, S. 143-146.
98	 Vgl. Karsten Linne, Die deutsche Arbeitsverwaltung zwischen „Volkstumspolitik“ und Arbei-

terrekrutierung. Das Beispiel Warthegau, in: Florian Dierl/Zoran Janjetović/Kasten Linne, 
Pflicht, Zwang und Gewalt. Arbeitsverwaltungen und Arbeitskräftepolitik im deutsch besetz-
ten Polen und Serbien 1939–1944, Essen 2013, S. 47-170, hier S. 106 f. 

99	 Tatsächlich ermittelte im ersten Fall sogar die Staatsanwaltschaft, ohne dass es jedoch zur 
Anklage kam; vgl. ebenda.

100	 Vgl. Andrea Löw/Markus Roth, Juden in Krakau unter deutscher Besatzung 1939–1945, 
Göttingen 2012, S. 58; Maier, Anfänge, S. 60 f., und Michael Wildt, Holocaust und Ar-
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mente Rückschlüsse auf die persönliche Prägung und Mentalität der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zu.101 Verallgemeinern lassen sich auch diese nicht.

c) �Die beiden sehr gegensätzlichen Fälle abweichenden Verhaltens werfen den 
dritten Aspekt, die Frage der Leistungsmotivation, auf. Kühl hat sich dieser Fra-
ge angenommen und sie für das Reserve-Polizeibataillon 101 untersucht. Er 
schreibt fünf Mittel der Leistungsmotivation, die Organisationen zur Verfü-
gung stehen: attraktive Zwecke, Zwang, Kollegialität, Geld und Handlungsat-
traktivität.102 Er untersucht dies bei einer Zwangsorganisation, wie er sie nennt, 
die militärischer Disziplin unterworfen und aktiv am Massenmord an den pol-
nischen Jüdinnen und Juden beteiligt war. Es liegt auf der Hand, wie sehr sich 
Taten und Handlungskontext dieser speziellen Polizeieinheit von weiten Teilen 
der Ministerialverwaltung im Reich unterschieden. Dennoch erscheint es viel-
versprechend, das Konzept der Leistungsmotivation von einer Zwangs- und Ge-
waltorganisation wie dem Reserve-Polizeibataillon auf zivile Organisationen 
wie die deutschen Verwaltungen zu übertragen, auch wenn das im Rahmen 
dieses Beitrags nur in einem kurzen Ausblick geschehen kann. Dabei fallen so-
fort mehrere Unterschiede auf: Formal gesehen waren die öffentlichen Verwal-
tungen erstens, keine Zwangsorganisationen, da ihr Personal freiwillig der Or-
ganisation beigetreten war und sie diese zumindest bis Kriegsbeginn auf 
eigenen Wunsch verlassen konnte.103 Ab September 1939 benötigten aber auch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung für eine Kündigung die Zu-
stimmung des Arbeitsamts. Inwiefern also Zwang den zivilen Organisationen 
zur Durchsetzung ihrer Ansprüche an das Personal genügte, stellt ein viel ver-
sprechendes Forschungsthema sowohl der Verwaltungs- als auch der Unterneh-
mensgeschichte zum Nationalsozialismus dar.104 
 �Der zweite Unterschied liegt im Motivationsmittel der Kollegialität, welche als 
informelle Norm gegenseitiger Unterstützung in allen Organisationen wirk-
sam ist.105 In einigen Organisationstypen wie dem Militär, der Polizei oder auch 
der Feuerwehr kann sich aus soziologischer Perspektive Kollegialität zur Kame-
radschaft fortentwickeln und dementsprechend sehr weitgehende Erwartungs-
haltungen in Form von informellem Druck und Gruppenzwang an das Perso-
nal untereinander etablieren.106 In der hier untersuchten Organisation ist eine 

beitsverwaltung. Der jüdische Arbeitseinsatz in den Ghettos der besetzten Ostgebiete, in:  
Nützenadel (Hrsg.), Reichsarbeitsministerium, S. 423-457, hier S. 445.

101	 Allerdings ist es für betrachtende Personen nicht möglich, von den Handlungen auf die 
Motive der Handelnden zu schließen; vgl. Kühl, Ganz normale Organisationen, S. 74-79.

102	 Vgl. ebenda, S. 83-217. 
103	 Vgl. ebenda, S. 120-130.
104	 Zur Durchsetzung von Organisationsansprüchen an ihr Personal in Unternehmen während 

des Kriegs: Henry Marx, Soziale Beziehungen bei der AEG und OSRAM. Betriebliche Herr-
schaft und Machtbeziehungen, Berlin 2014 (unveröffentlichte Masterarbeit).

105	 Vgl. Luhmann, Funktionen und Folgen, S. 314; Kühl, Organisationen, S. 43 f., und ders., 
Ganz normale Organisationen, S. 152.

106	 Vgl. ebenda, S. 147-174, insbesondere S. 152 f.
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derart starke Ausprägung der Kollegialitätsnormen nicht vorhanden und folg-
lich auch die Leistungsmotivation anders zu bewerten. 
Ein weiterer essenzieller Unterschied zwischen Organisationen, für die wie 

 �beim Militär und Polizei Gewaltanwendung zu den normalen Handlungsres-
sourcen gehört, und zivilen Organisationen besteht darin, welche Anord-
nungen, Handlungsaufforderungen und Befehle die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter als legitim und zumutbar erachten und deswegen auszuführen be-
reit sind. Ein Soldat weiß, dass bei Kampfhandlungen von ihm verlangt wird, 
andere Soldaten zu töten. Es ist davon auszugehen, dass der Befehl zu schießen 
in seine Indifferenzzone, also den Bereich als zumutbar akzeptierter Anforde-
rungen, fällt. Diese Indifferenzzonen verschieben sich in Organisationen und 
können in ihrem zeitlichen Wandel beobachtet werden. Im Falle des Reserve-
Polizeibataillons 101 verschob sich die Indifferenzzone von der normalen Poli-
zeiarbeit zur Massentötung. Kühl nennt als Gründe für eine solch dramatische 
Verschiebung den Ausbau des totalitären Staats, die Rahmung durch den Krieg 
und die stetig zunehmenden Anforderungen der Polizeiorganisation an ihre 
Mitglieder.107 Kühls Befunde für das Bataillon können aufgrund des speziellen 
Kontextes des Holocaust nicht ohne weiteres auf jedwede Organisation der NS-
Zeit übertragen werden. Gleichwohl scheint es klar, dass Indifferenzzonen und 
die Gründe ihrer Verschiebungen für die Frage der Leistungsmotivation auch 
in den öffentlichen Verwaltungen im Nationalsozialismus bedeutsam waren. 

Alle drei hier skizzierten Faktoren – Stellenprofil, deviantes Verhalten sowie Leis-
tungsmotivation – verweisen auf die individuellen Handlungsspielräume, die sich 
für die Beamtinnen und Beamten der öffentlichen Verwaltung auch im National-
sozialismus auftaten. Die fachinternen und öffentlichen Diskussionen der di-
versen Aufarbeitungsprojekte nach Prägungen, Mentalitäten und Handlungsmo-
tivationen der Beamtinnen und Beamten im NS-Staat und der frühen 
Bundesrepublik sollten hieran anknüpfen, um der Frage des Mitmachens in der 
jeweils untersuchten Behörde näher zu kommen.

VIII. Fazit

Die Staatsbediensteten im Nationalsozialismus kollektiv als belastet einzustufen, 
greift ebenso zu kurz, wie sie als kleine Rädchen in der Verwaltungsmaschine von 
jedweder Verantwortung freizusprechen. Pauschal kann man ihnen nur eines attes-
tieren: Unabhängig davon, was sie getan haben, ob sie an der Organisierung von 
Deportationen beteiligt waren oder ob sie Statistiken über das Lohnniveau erstellt 
hatten – mit ihrem Handeln reproduzierten sie die Strukturen ihrer Behörden 
und trugen in erheblichem Ausmaß dazu bei, die nationalsozialistische Herr-
schaft zu stabilisieren. Sie gestalteten nationalsozialistische Politik auf diese Weise 
mit und ermöglichten mit ihrer Expertise sowie den Ressourcen der öffentlichen 

107	 Ebenso wie das Konzept der „gierigen Organisation“ (vgl. Lewis A. Coser, Gierige Institutio-
nen. Soziologische Studien über totales Engagement, Berlin 2015), auf das wir hier nicht 
eingehen können; vgl. Kühl, Ganz normale Organisationen, S. 307-322.
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Verwaltung überhaupt erst viele Prozesse im NS-Staat. Auf diesem abstrakten Ni-
veau zu diskutieren, führt allerdings zwangsläufig zu alten und teils fruchtlosen 
Debatten zurück, denn unter dieser Perspektive hat beinahe jeder Deutsche die 
NS-Herrschaft auf die eine oder andere Weise gefestigt – vor allem über die beruf-
liche Tätigkeit. Das mag wichtig für die Frage nach der gesamtgesellschaftlichen 
Verantwortung an Deutschlands historischen Verbrechen sein, aber es führt zu 
keinen weiteren Erkenntnissen über die spezifische Position und Rolle der Verwal-
tungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter in der nationalsozialistischen Diktatur. 

Ziel dieses Aufsatzes ist es, dazu beizutragen, diesen Anteil differenzierter ein-
ordnen und bewerten zu können. Der Beitrag versteht sich als Plädoyer dafür, die 
individuellen Spielräume der Staatsbediensteten und ihr Handeln in den institu-
tionellen und organisatorischen Zusammenhang staatlicher Verwaltung einzu-
betten und in diesem Kontext zu bewerten. Es hat sich gezeigt, dass sich aus den 
Prämissen der organisationssoziologischen Studien von Stefan Kühl und Niklas 
Luhmann ein produktives methodisches Instrumentarium für die Arbeit von His-
torikerinnen und Historikern ableiten lässt. Die Methode lässt sich nicht nur auf 
die Ministerialbehörden im Nationalsozialismus, sondern auch auf die vielen 
Sonderverwaltungen, Kommissare und Ämter von Generalbevollmächtigten an-
wenden, deren vermeintlicher „Wildwuchs“ so häufig als Besonderheit national-
sozialistischer Herrschaft genannt wird.108 Mit der hier vorgeschlagenen Methode 
ließe sich prüfen, ob diese Organisationen tatsächlich eigene und abweichende 
Routinen, Praktiken und Logiken entwickelten und inwiefern sie sich darin signi-
fikant von den etablierten Verwaltungsbehörden unterschieden, also als NS-spezi-
fisch gelten können. Ohnehin bietet sich die Methode nicht nur zur Analyse der 
NS-Diktatur an, sondern ließe sich auf alle Verwaltungen, bei entsprechender Ad-
aption sogar auf alle Organisationstypen, anwenden. Die Besonderheiten des je-
weiligen Fallbeispiels ergeben sich aus der Spezifik des jeweiligen historischen 
Kontexts und dem ebenso spezifischen Rahmen der untersuchten Organisation.

Wenn es um die Frage individueller Handlungsspielräume geht, steht die Ana-
lyse der Stelle am Anfang. In ihr kommen, wie beschrieben, die drei Funktionsbe-
reiche und Seiten von Organisationen zusammen, über die sich das je spezifische 
Handeln ihrer Mitglieder analysieren, beschreiben und einordnen lässt. Das Stel-
lenprofil legt fest, mit welchen unterschiedlich weitreichenden Programmen das 
Mitglied ausgestattet und in welche Kommunikationsnetze und Hierarchien es 
eingebunden wird; nicht zuletzt definiert die Stelle die (persönlichen) Anforde-
rungen, die das Mitglied erfüllen muss. Damit gibt die kleinste Organisationsein-
heit die Koordinaten vor, an denen sich die Mitglieder der Organisation jeweils 
ausrichten müssen. Diese methodische Rahmung bietet verschiedene Vorteile. 
Sie ermöglicht eine differenzierte und differenzierende Bewertungsgrundlage für 
das individuelle Verwaltungshandeln. Sie lässt Rückschlüsse auf das Verhältnis 
von Individuum und Organisation zu. Sie betrachtet beide Seiten und behandelt 

108	 Vgl. Rüdiger Hachtmann/Winfried Süß (Hrsg.), Hitlers Kommissare. Sondergewalten in 
der nationalsozialistischen Diktatur, Göttingen 2006.
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die Organisation nicht als Blackbox. Durch sie lässt sich historischer Wandel ab-
bilden, weil sie Vergleichskriterien zur Verfügung stellt. 

Dies soll nicht bedeuten, dass die Beamtenschaft eines Ministeriums im Natio-
nalsozialismus ohnmächtig dessen politischer Orientierung ausgeliefert war, weil 
sie auf ihren Stellen jeweils nur spezifische Aufgaben erfüllte. Die Beispiele in 
diesem Aufsatz haben das Gegenteil gezeigt. Zwar prägen Organisationen das Mit-
gliederhandeln, umgekehrt jedoch prägen die Mitglieder die Organisation aktiv 
mit. Allerdings war und ist das Handeln des Einzelnen durch die drei genannten 
Strukturmerkmale in beide Richtungen restringiert, wenn auch nicht determi-
niert. Die individuellen Handlungsfreiheiten erweisen sich dabei nicht nur als 
sehr unterschiedlich, sondern sind auch einem permanenten Wandel unterwor-
fen. Gerade im Falle ausgesprochen sensibler und gesellschaftlich folgenreicher 
Fragen wie der „Belastung“ oder „Schuld“ sind Historikerinnen und Historiker 
jedoch dazu angehalten, die genauen Handlungsspielräume präzise auszuloten 
und mit den individuellen Entscheidungen der Staatsbediensteten zu kontrastie-
ren: Programmierungsgrad der Stelle, hierarchische Einbindung innerhalb der 
Organisation, Leistungsmotivation, Devianz und Sanktionierung – im Spannungs-
feld dieser Dimensionen entscheidet sich die Frage nach den individuellen Hand-
lungsspielräumen, die man den Staatsbediensteten direkt zubilligen kann und 
muss. Jede Diskussion um die Rolle der Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitar-
beiter im Nationalsozialismus muss hier ansetzen, um sie nicht kollektiv und pau-
schal zu verurteilen und damit letztlich den Anspruch aufzugeben, das Funktio-
nieren des NS-Staats besser zu verstehen. Ohne den Blick auf die Organisationen 
selbst ist das nicht möglich. Aus dieser Perspektive macht es sich die historische 
Forschung zu einfach, wenn sie aus der politischen Weltanschauung individueller 
Akteure das Handeln von Organisationen ableitet.  

Die Analyse der Organisationsstruktur einzelner Behörden ist nur der erste 
Schritt. Ein Schritt aber, der nicht übersprungen werden darf, wenn es darum 
geht, diese Behörden im zweiten Schritt als Regierungsorganisationen im natio-
nalsozialistischen Staat zu konzeptualisieren. Das gilt im Besonderen für die Er-
forschung der Ministerialverwaltung, die politische Entscheidungen unmittelbar 
in verbindliche Verwaltungsentscheidungen umsetzte. Es ist ein wesentlicher und 
gerechtfertigter Anspruch, über die derzeitige Forschung zu den Reichsministe-
rien neue Einsichten in Struktur und Charakter der nationalsozialistischen Staat-
lichkeit zu ermöglichen. Um der Frage nachgehen zu können, was spezifisch am 
Charakter staatlicher Strukturen im Nationalsozialismus war, kann dies nur auf 
der Grundlage einer systematischen Untersuchung der Situation vor 1933 gesche-
hen. Nur dieser Rückgriff kann Aufschluss darüber geben, welche Gesetze, Struk-
turen und Arbeitsweisen, die nach 1933 eingeführt wurden, eine Neuerung oder 
aber eine Fortführung bestehender Praktiken bedeuteten. Die aktuelle Forschung 
zur Geschichte der Ministerien in der NS-Zeit sollte Kaiserreich und Weimarer 
Republik systematisch in die Geschichte des Nationalsozialismus einbeziehen, 
weil gerade die Verwaltung enorm persistente Pfadabhängigkeiten aufweist. Nicht 
zuletzt agierten die Ministerien in komplexen Zwischen- und Außenbeziehungen 
mit anderen Behörden. Diese Kommunikationswege mit ihren spezifischen Struk-
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turen und Logiken sollten ernst genommen werden. Nichts wäre etwa gewonnen, 
wenn die zwischenbehördlichen Beziehungen erneut nur auf die (persönlichen) 
Machtkämpfe unterschiedlicher Minister und NS-Potentaten reduziert würden. 
Es würde bedeuten, organisationssoziologisch gesprochen, der Schauseite der Mi-
nisterien allzu unkritisch zu folgen.  

Weitergeführt ließe sich überlegen, inwiefern sich die Dynamik zwischen der 
Staatspartei NSDAP und der Staatsverwaltung mit ähnlichen Phänomenen in an-
deren Diktaturen vergleichen lassen. Es wäre eine wichtige Forderung an eine mo-
derne Verwaltungsgeschichte zum Nationalsozialismus, den NS-Staat nicht aus-
schließlich als Ausnahmezustand zu betrachten. So fundamental es ist, die bis 
dato unvorstellbaren und bis heute einmaligen Verbrechen, die im Namen des 
NS-Staats begangen wurden, stets als Perspektive historischer Forschungen zum 
Nationalsozialismus im Blick zu behalten, so problematisch wäre es, alles Staats-
handeln nur im Hinblick auf diese Verbrechen zu erklären. Für die Geschichts-
wissenschaft wäre es verhängnisvoll, sich die Möglichkeiten des Vergleichs ver-
schiedenartiger politischer Systeme zu versagen, und zwar gerade wegen dieser 
Verbrechen und ihren Entstehungsbedingungen.109 Werden hingegen, wie hier 
vorgeschlagen, Verwaltungen in ihren häufig systemüberdauernden organisatio-
nalen Eigenlogiken in das Zentrum des Erkenntnisinteresses gerückt, wird durch 
die vergleichende Perspektive der Blick auf die Spezifika der einzelnen politi-
schen Systeme frei. Damit ergeben sich einerseits Anschlussmöglichkeiten an so-
ziologische und politikwissenschaftliche Ansätze, andererseits an öffentliche De-
batten über das Entstehen und Wirken populistischer und rassistischer 
Bewegungen, im Rahmen derer die Geschichtswissenschaft zumindest einige 
Antworten anbieten könnte. Dies scheint nicht nur im Interesse der Auftraggeber 
der öffentlich finanzierten Forschungsprojekte, sondern auch im Interesse der 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler selbst zu sein. 

109	 Vgl. Luhmann, Politische Soziologie, S. 26.
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